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vom 27. Ordentlichen Bundesparteitag der FPÖ
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� Artikel 1
Freiheit ist des Menschen höch-
stes Gut. Freiheit bedeutet ein
Höchstmaß an verantwortlicher
Selbstbestimmung. Sie schließt
jede Unterdrückung, sei es kör-
perlicher, geistiger, religiöser, po-
litischer oder wirtschaftlicher Art,
insbesondere jede Form staat-
licher Willkür, aus.

1. Der Freiheitsbegriff wurzelt in
einer idealistischen Welt-
anschauung, die das Dasein des
Menschen nicht als auf seine ma-
teriellen Gegebenheiten be-
schränkt sieht.

2. Abhängigkeiten von einer
überbordenden Bürokratie, ei-
nem Kammerstaat bis hin zu ei-
nem von Parteien durchdrunge-
nen staatlichen System sollen im
Sinne der Prinzipien der Freiheit
abgebaut werden.

3. Freiheit steht im Gegensatz zu
jeder Form der Unterdrückung,
gleichgütig ob sie durch staatli-
che Einrichtungen oder halb-
staatliche und private Vereini-
gungen ausgeübt wird. Eine Le-
bensordnung mit möglichst viel
Selbstbestimmung für jeden Men-
schen darf jedoch nicht als Egois-
muskult mißverstanden werden.
Die Freiheit des Einzelnen findet
ihre Grenzen in der Freiheit des
Anderen.

� Artikel 2
Freiheit steht als höchstes Gut je-
dem Einzelnen und jeder natür-
lich gewachsenen Gemeinschaft,
von der Familie bis zum Volk, un-
verzichtbar zu.

1. Es entspricht freiheitlicher Gei-
steshaltung, dem einzelnen Men-
schen die Freiheit als höchstes
Gut einzuräumen und darin
gleichzeitig einen unverzichtba-

ren Wert zu sehen. Der Einzel-
mensch ist jedoch stets in eine
Gemeinschaft gestellt, von der
Familie bis zum Volk, die eben-
falls selbständig Träger von Frei-
heitsrechten ist.

2. Ein Höchstmaß an Freiheit
kann nur dort bestehen, wo sämt-
liche Grund- und Freiheitsrechte
(insbesondere die Meinungs-,
Vereins- und Versammlungsfrei-
heit, die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit sowie die Presse- und
Informationsfreiheit) tatsächlich
gewährleistet und staatlich gar-
antiert sind. Informations- und
Medienmonopole widersprechen
der Idee der Freiheit.

3. Die Familie hat Anspruch dar-
auf, ihre Verhältnisse in autono-
mer Weise nach innen und nach
außen individuell zu gestalten.
Dies bedeutet auch, daß im Rah-
men dieser Autonomie die per-
sönlichen Rechte der einzelnen
Familienmitglieder gegenseitig
geachtet werden.

4. Familie und Volk sind orga-

nisch gewachsene Gegeben-
heiten, die in der Politik Berük-
ksichtigung finden müssen. Völ-
ker und Volksgruppen haben ei-
nen Anspruch darauf, daß ihre
Lebensrechte gewahrt und die
Entfaltung ihrer Eigenart auf
friedliche Weise ermöglicht wer-
den.

5. Eine gestärkte Volkssou-
veränität schützt die Freiheit des
Volkes davor, zum Spielball inter-
nationaler Spekulanten und Kon-
zerne sowie staatlicher und halb-
staatlicher internationaler Institu-
tionen zu werden.

� Artikel 3
Freiheit bedingt einerseits Eigen-
verantwortung und bedarf ande-
rerseits des Schutzes durch das
Recht. Freiheit ist darüber hinaus
Verpflichtung zur Verantwortung
für den Anderen. Freiheitliche Po-
litik sieht es als Teil der Eigenver-
antwortung freier Menschen an,
notwendige Verpflichtungen im
Dienste von Volk, Heimat und
Staat zu übernehmen. Wahrge-
nommene Eigenverantwortung
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ist der beste Schutz vor Fremdbe-
stimmung. Freiheit bedarf den-
noch ihrer Sicherung im Rahmen
einer Rechtsordnung, die der Ent-
faltung der politischen und per-
sönlichen Freiheit zu dienen hat
und ein Gleichgewicht von Rech-
ten und Pflichten für jeden her-
stellt.

� Artikel 4
Die Verwirklichung und die Erhal-
tung von Freiheit bedingt politi-
sche, soziale und wirtschaftliche
Verhältnisse, die Chancengerech-
tigkeit und freie Entfaltung er-
möglichen. Privates Eigentum ist
Ausdruck der Verwirklichung von
Freiheit. Ziel eines freiheitlich ge-
ordneten Gemeinschaftslebens
ist die bestmögliche Entwicklung
aller schöpferischen Kräfte. Der
sinnvolle Gebrauch der Freiheit
durch alle Bürger kann nur über
eine möglichst breite Streuung
privaten Eigentums gesichert
werden.

� Artikel 1
Die Stellung des Menschen in der
Schöpfung ist herausragend. Je-
der Mensch ist einzigartig und als
Person unverwechselbar. Daraus
erfließt die jedem Menschen ei-
gene und unantastbare persönli-
che Würde.

1. Der Mensch hat seinen Sinn in
sich selbst, die Daseins-
berechtigung des Menschen,
seine Gesundheit und seine
Würde sind Nützlichkeits-
erwägungen nicht zugänglich.
Deshalb darf er in seiner Existenz,
weder durch Euthanasie und der-
gleichen in Frage gestellt, be-
droht oder gar vernichtet wer-
den, noch durch den Mißbrauch
der Medizin, insbesondere der
Gentechnik, seiner Würde be-
raubt werden. Mann und Frau
sind gleich nach Recht und
Würde.

2. Sein Geist, sein Bewußtsein
und seine Befähigung vernünftig
und sittlich zu handeln, begrün-
den die herausragende Stellung
in der Schöpfung. Hieraus und
aus seiner Einzigartigkeit als
Mensch und Unverwechsel-
barkeit als Person erwächst seine
persönliche Würde, die unantast-
bar ist.

� Artikel 2
Jedem Menschen gebührt grund-
sätzlich Achtung und Respekt vor
seiner Persönlichkeit. Niemand
hat das Recht, durch Zwang oder
Gewalt die körperliche Un-
versehrtheit und geistige Inte-
grität des Menschen zu verletzen
und dadurch seine Würde anzu-
tasten. Niemand darf nur auf
Grund seiner Überzeugungen,
Anschauungen und Auffas-
sungen verfolgt werden.

1. Eine freiheitlich bestimmte Ge-
sellschaft sichert jedem Men-
schen die Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit im Rahmen einer offe-
nen, pluralistischen Gesellschaft.
Jeder Mensch ist entwicklungsfä-
hig und zu einer von ihm selbst zu
bestimmenden Entfaltung be-
gabt.

2. Es ist Aufgabe freiheitlicher Po-
litik, dem Menschen zu ermög-
lichen, sich zu entwickeln und
sein Dasein menschenwürdig zu
gestalten. Die Achtung und der
Respekt vor der Persönlichkeit
schließt jede Form der Dis-
kriminierung oder gar Pression
auf Grund bestimmter Wert-
haltungen und politischer Einstel-
lungen aus.

3. Die öffentliche Ver-
unglimpfung von Personen und
der Mißbrauch personenbezoge-
ner Daten müssen durch ein ent-
sprechendes Haftungsrecht sank-
tioniert werden.
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� Artikel 3
Es ist mit der Würde des Men-
schen unvereinbar, ihn durch Be-
vormundungen oder andere Ein-
griffe, insbesondere nach ideolo-
gischen und weltanschaulichen
Schablonen, gegen seinen Willen
zu beeinflussen oder umzuerzie-
hen. Staatliche Umerziehung, Be-
vormundungen und Gängelun-
gen sind im Grunde gegen die
Menschenwürde gerichtet und
vereinen die Verschieden-
artigkeit aller Menschen. Zwangs-
beglückungen oder gar totalitäre
Umformungen zu einem "neuen"
Menschen nach vorbestimmten
Normen und ideologischen Kon-
zepten sind mit der Achtung der
Menschenwürde unvereinbar.

� Artikel 1
Österreich ist mehr als ein bloßer
Zweckverband. Seine Bevöl-
kerung ist durch den Willen zur
Eigenständigkeit und Zusammen-
gehörigkeit in regionaler Vielfalt
verbunden. Dieser Wille findet
seinen Ausdruck in der demokra-
tisch, föderalistisch, und rechts-
staatlich verfaßten Republik
Österreich.

1. Der Österreichpatriotismus äu-
ßert sich als Wille zur Eigenstän-
digkeit und Zusammen-
gehörigkeit der Österreicher, als
Wille zur Aufrechterhaltung von
Demokratie, Menschenrechten,
Rechtsstaatlichkeit und Födera-
lismus, als Wille zur Pflege des
kulturellen Erbes Österreichs und
als Wille zur Erhaltung der Um-
welt, Landschaft und Natur.

2. Die Identität Österreichs ist
durch eine Vielfalt und Vielzahl

regionaler Identitäten geprägt.
Die Bevölkerung Österreichs hat
nach leidvollen historischen Er-
fahrungen ihren Willen zur Zu-
sammengehörigkeit im Rahmen
regionaler Eigenständigkeiten
bekundet.

� Artikel 2
Das Bekenntnis zu Österreich be-
gründet den dauernden Auftrag,
die Demokratie als Grundlage des
Österreichpatriotismus zu erhal-
ten und weiterzuentwickeln. Dar-
über hinaus besteht die Verpflich-
tung, für die Selbständigkeit und
Eigenständigkeit Österreichs so-
wie für die Erhaltung der Verfas-
sungsprinzipien einzutreten. 
Da sich nach freiheitlichem Ver-
ständnis der österreichische Pa-
triotismus ausdrücklich auf ein
demokratisch verfaßtes Gemein-
wesen bezieht, resultiert hieraus
auch ein dauernder Auftrag für
die Freiheitliche Bewegung, die

Demokratie bürgernah auszu-
bauen und zu erhalten. Dieser
Auftrag schließt die Erhaltung
der rechtsstaatlichen, föderalisti-
schen, sozialen und liberalen Ver-
fassungsprinzipien ein.

� Artikel 3
Aus der Zusammengehörigkeit al-
ler Österreicher ergeben sich
nicht nur Bürgerrechte, sondern
auch Bürgerpflichten: insbeson-
dere zur Solidarität, zur Aufrech-
terhaltung eines funktionieren-
den staatlichen Gemeinwesens
und zur Leistung eines Beitrages
für die innere und äußere Sicher-
heit. Unter den genannten Bür-
gerpflichten sind insbesondere
die Pflicht zur Solidarität mit den
Landsleuten - etwa hinsichtlich
der Unterstützung für Alte und
Schwache -, die Vermeidung sozi-
aler Härtefälle und dergleichen,
die Pflicht zur Leistung von Bei-
trägen zur Erhaltung der Staats-
funktionen - etwa durch Abga-
ben bis maximal zu einer verfas-
sungsgesetzlich gezogenen
Obergrenze oder etwa durch ei-
nen persönlichen Beitrag zur mili-
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tärischen Landesverteidigung
oder zur Aufrechterhaltung der
inneren Sicherheit im Bereich des
Zivil- und Katastrophenschutzes -,
zu verstehen.

� Artikel 4
Das historische und kulturelle
Erbe Österreichs berechtigt zu
Stolz auf die erbrachten Leistun-
gen, Traditionen und Errungen-
schaften. Der daraus erwach-
sende Patriotismus verpflichtet zu
einer selbstbewußten österreichi-
schen Politik und zu Widerstand
gegen die kulturelle Verflachung,
gegen die stets stärker werden-
den Bestrebungen, Traditionen
zu verunglimpfen und Österreich
mutwillig herabzusetzen.

1. Angesichts des großen Anteils
des alten Österreichs an der ge-
samtdeutschen und gesamteuro-
päischen Geschichte und des
hiervon herrührenden kulturellen
Erbes ist es legitim, mit Selbstbe-
wußtsein und Stolz auch auf
internationaler Ebene aufzutre-
ten.

2. Eine Politik wird abgelehnt, die
sich insbesondere seit dem Bei-
tritt Österreichs zur Europäischen
Union den massiven Vereinheitli-
chungs- und Nivellierungsbestre-
bungen zu Lasten der geistigen
und kulturellen Substanz Öster-
reichs anschließt.

3. Die Zeitgeisterscheinung, mit
massiven Österreichbeschimp-
fungen und mutwilligen Herab-
setzungen österreichischer Eigen-
heiten, öffentliches Echo zu erzie-
len, erfordert einen entschlosse-
nen geistigen Widerstand aller
patriotischen Kräfte.

4. Gerade auf medialer Ebene ist
seit Jahren eine von kultureller
Verflachung gekennzeichnete
Entwicklung erkennbar; dies er-
fordert einen neuen geistigen
und kulturellen Aufbruch, um
speziell österreichische Traditio-
nen und regionale Eigenheiten
lebendig zu erhalten.

� Artikel 1
Unter Heimat sind die demokrati-
sche Republik Österreich und ihre
Bundesländer, die historisch an-
sässigen Volksgruppen (Deut-
sche, Kroaten, Roma, Slowaken,
Slowenen, Tschechen und Un-
garn) und die von ihnen geprägte
Kultur zu verstehen, wobei von
der Rechtsordnung denklogisch
vorausgesetzt wird, daß die über-
wiegende Mehrheit der Österrei-
cher der deutschen Volksgruppe
angehört.

1. Der Heimatbegriff wird in
räumlicher, ethnischer und kultu-
reller Hinsicht definiert.

2. Dadurch werden das Heimat-
land, die historisch über Jahrhun-
derte ansässigen Volksgruppen
sowie ihre kulturellen Traditio-
nen, Leistungen und Errungen-
schaften als Kulturträger zu
Schutzobjekten.

3. Das österreichische Volksgrup-
penrecht listet als Schutzobjekte
die einzelnen historisch ansässi-
gen (autochthonen) Volksgrup-
pen auf, wobei die Judikatur den-
klogisch voraussetzt, daß die
überwiegende Mehrheit der
Österreicher der deutschen
Volksgruppe angehört.

� Artikel 2
Heimat in diesem räumlichen,
ethnischen und kulturellen Sinne
ist zu bewahren, zu schützen und
zu gestalten.

1. Dies beinhaltet insbesondere
den Auftrag zur Erhaltung einer
lebenswerten Umwelt, zum
Schutz und zur Weiterentwik-
klung der zivilisatorischen und
kulturellen Traditionen im Rah-
men eines freiheitlich-demokrati-
schen Rechtsstaates und schließ-
lich den Schutz des Bestandes so-
wie der kulturellen Identitäten
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der angestammten (autochtho-
nen) Volksgruppen, wie dies der
im Verfassungsrang stehende
Art.19 des Staatsgrundgesetzes
über die allgemeinen Rechte der
Staatsbürger vom 21. Dezember
1867 bereits vorgesehen hat.

2. Das Nebeneinander und das
Zusammenwirken der verschiede-
nen Volksgruppen haben die Ei-
genart Österreichs bewirkt. Sie
kann nur durch die Sicherung des
Weiterbestandes der historisch
ansässigen Volksgruppen erhal-
ten werden, was gerade in Zeiten
der Entwicklung überregionaler
Zusammenschlüsse besonders
notwendig erscheint.

� Artikel 3
Jeder Österreicher hat das Grund-
recht, über seine Identität und
Volkstumszugehörigkeit selbstbe-
stimmt und frei zu befinden. Es
darf ihm aus seinem Volkstums-
bekenntnis kein Nachteil erwach-
sen.

1. Das Grundrecht jedes Österrei-
chers, seine eigene Identität und

Volkstumszugehörigkeit selb-
ständig und frei zu bestimmen, ist
zu garantieren.

2. Dieses Recht ist nicht auf die hi-
storisch ansässigen Volksgrup-
pen, wie sie unter Abs. 1 als
Schutzobjekte des Heimatbegrif-
fes erwähnt sind, begrenzt. Viel-
mehr ist es jedem Bürger selbst
überlassen, ob er sich überhaupt
einer ethnischen Gruppe zugehö-
rig fühlt. In weiterer Folge hat je-
der Bürger das Recht selbst zu be-
stimmen, welcher Volksgruppe er
seiner Identität nach zugeordnet
werden möchte. Allerdings kann
er aus seinem Volkstumsbekennt-
nis nur in bezug auf die historisch
ansässigen Volksgruppen subjek-
tive Rechte ableiten.

3. Umgekehrt hat der Staat je-
doch nicht das Recht zu regeln
und zu bestimmen, welche Sicht
seiner selbst der Bürger zu haben
hat. Keinem Österreicher darf je-
doch eine staatliche Benachteili-
gung oder eine private Diskrimi-
nierung aus seiner freien und
selbstbestimmten Volkstumszu-

gehörigkeit erwachsen.

4. Das freie Bekenntnis zum je-
weiligen Volkstum ist eine Grund-
voraussetzung für die Bewah-
rung und Weiterentwicklung der
kulturellen Werte und des histo-
risch-kulturellen Selbstverständ-
nisses jeder ethnischen Gemein-
schaft. Dieses Bewußtsein der be-
sonderen Wesensart des eigenen
Volkes muß untrennbar mit der
Bereitschaft verknüpft sein, das
Besondere auch in jedem ande-
ren Volk zu achten.

� Artikel 4
Österreich ist auf Grund seiner
Topographie, seiner Bevölke-
rungsdichte und seiner be-
schränkten Ressourcen kein Ein-
wanderungsland.

1. Das Grundrecht auf Heimat ge-
stattet daher keine unbe-
schränkte und unkontrollierte Zu-
wanderung nach Österreich. Das
Schutzerfordernis des Grundrech-
tes auf Heimat stellt ferner klar,
daß Österreich auf Grund seiner
räumlich begrenzten Ausdeh-

nung, seiner Bevölkerungsdichte
und seiner beschränkten
Ressourcen kein Einwanderungs-
land sein
kann.

2. Eine unbeschränkte Zuwande-
rung würde die ansässige Bevöl-
kerung hinsichtlich ihrer aktiven
Integrationsfähigkeit überfor-
dern und dadurch deren Recht
auf Wahrung und Schutz der ei-
genen  Heimat gefährden. Multi-
kulturelle Experimente werden
abgelehnt, weil durch sie mutwil-
lig gesellschaftliche Konflikte ge-
schürt werden.

3. Das Schutzinteresse der öster-
reichischen Bevölkerung erfor-
dert den Erhalt der vollen Souve-
ränität in Ausländerrechtsangele-
genheiten.

4. Österreich hat aber den aus
rassischen, religiösen oder politi-
schen Gründen Verfolgten politi-
sches Asyl zu gewähren, sofern
sie nicht über ein sicheres Dritt-
land ins Bundesgebiet einreisen.
Jeder Verfolgte hat aber weiter-
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hin das Recht, sich zu seinem an-
gestammten Volkstum zu beken-
nen und in seine eigene Heimat
zurückzukehren. Insbesondere
die zahlreichen Heimatvertriebe-
nen, welche im Verlauf der tragi-
schen Ereignisse der letzten Jahr-
zehnte in ihrem Grundrecht auf
Heimat durch gewaltsame Ver-
treibungsmaßnahmen massiv
verletzt wurden, gehen dieses
Grundrechtes nicht verlustig und
behalten ein Rückkehrrecht in
ihre Heimat.

� Artikel 1
Die vom Christentum und der an-
tiken Welt geprägte Wertord-
nung bildet das wichtigste gei-
stige Fundament Europas. Darauf
beruhen die wesentlichen geisti-
gen Strömungen vom Huma-
nismus bis zur Aufklärung. Die
kulturelle Prägung durch christli-
che Werte und Tradition umfaßt
auch Angehörige nichtchrist-
licher Religionen und Menschen
ohne religiöses Bekenntnis.

1. Die europäische Zivilisation hat
ihre ältesten Wurzeln in der An-
tike. Das Antlitz Europas wurde in
entscheidender Weise vom Chri-
stentum in seiner konfessionellen
Vielfalt geprägt. Darüber hinaus
wurde Europa auch durch Juden-
tum und andere nichtchristliche
Religionsgemeinschaften beein-
flußt.

2. Die europäischen Rechtsord-
nungen fußen einem christlichen
Grundwertekonsens.

� Artikel 2
Die Bewahrung der geistigen
Grundlagen des Abendlandes er-
fordert ein Christentum, das seine
Werte verteidigt. Im Bestreben
um den Erhalt dieser Grundlagen
Europas sehen sich die Freiheit-
lichen als ideelle Partner der
christlichen Kirchen, auch wenn
es zu verschiedenen politischen
Fragen unterschiedliche Stand-
punkte gibt.

1. Die geistigen Grundlagen des
Abendlandes sind die Idee der
Menschenwürde und der Grund-
freiheiten, die daraus abgeleite-
ten Vorstellungen von Demokra-
tie und Mitbestimmung und der
Rechtsstaatlichkeit, die Idee der
Solidarität sowie der Respekt vor
dem Leben und der Schöpfung.

2. Durch vielfältige Strömungen
sind diese Grundlagen jedoch ge-
fährdet. Der zunehmende Funda-
mentalismus eines radikalen Is-
lams und dessen Vordringen
nach Europa, aber auch ein hedo-
nistischer Konsumismus, ein ag-
gressiver Kapitalismus, das Zu-
nehmen von Okkultismus und
pseudoreligiösen Sekten und
schließlich ein in allen Lebensbe-
reichen vermehrt feststellbarer
Nihilismus bedrohen den Werte-
konsens, der deshalb verlorenzu-
gehen droht.

3. Den großen christlichen Kir-
chen kommt eine entscheidende
Rolle zur Bewahrung des europä-
ischen Wertekonsenses zu. Da
dies auch der Freiheitlichen Be-
wegung ein politisches Anliegen
ist, sieht sie sich als natürlicher
Partner der christlichen Kirchen.
Daraus folgt, daß die  FPÖ auch
für die Erhaltung des Religions-
unterrichtes an öffentlichen Schu-
len eintritt und Bestrebungen,
statt dessen einen hinsichtlich sei-
ner philosophischen und weltan-
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schaulichen Grundlagen fragwür-
digen "Ethikunterricht" einzufüh-
ren, eine klare Absage erteilt.

4. Allerdings erwarten viele Men-
schen in Europa wieder vermehrt
Anstrengungen der Kirchen, sich
entschlossener gegen die geisti-
gen Bedrohungen zu wehren und
sich nicht mit der Rolle sozialer Be-
treuungsinstitute zu begnügen.

5. Der Liberalismus hat sich in sei-
ner historischen Entwicklung stets
gegen weltanschauliche und religi-
öse Intoleranz gewandt, die sehr
häufig von religiösen Institutionen
selbst ausgeübt wurde. In dieser hi-
storischen Phase ist ein Antiklerika-
lismus entstanden, der angesichts
der geänderten Rolle der kirch-
lichen und religiösen Institutionen
in Österreich überholt ist.

� Artikel 3
Die Sicherung der Autonomie der
Kirchen und anerkannten Reli-
gionsgemeinschaften erfordert die
institutionelle Trennung von Kir-
che und Staat. Diese Trennung ist
darüber hinaus auch ein wesent-

licher Garant für die Wahrung der
Freiheit des Einzelnen.

1. Die Sicherung der Autonomie
der Kirchen und Religionsgemein-
schaften erfordert eine institutio-
nelle, nicht aber eine geistige Tren-
nung von Kirche und Staat. Dies ist
vor allem auch notwendig, um den
parteipolitischen Mißbrauch von
Kirchen zu vermeiden und um so
die Vereinnahmung des Gewis-
sens durch Parteiideologien zu ver-
hindern.

2. Die institutionelle Trennung von
Kirche und Staat hat mitgeholfen,
jene Freiräume zu schaffen, die für
die freiheitliche Tradition Europas
bestimmend wurden.

3. Der religiöse Auftrag und die
Wertorientierung der Kirchen und
anerkannten Religionsgesellschaf-
ten erfordert Autonomie, um da-
durch maximale Entfaltungsmög-
lichkeiten zu gewährleisten. Dies
ist ein weiterer und unverzichtba-
rer Beitrag zur Sicherung der Frei-
heit des Einzelnen, wie die histori-
sche Erfahrung lehrt.

� Artikel 1
Europa ist mehr als ein geographi-
scher Begriff. Es gründet in der
christlich-abendländischen Werte-
gemeinschaft. Die durch gemein-
same Schicksale verbundenen Völ-
ker und ihr kulturelles Erbe bilden
und tragen Europa.

1. Der Begriff Europa kann weder
auf seine geographische Bedeu-
tung noch auf eine supranationale
Organisation, wie sie die Europäi-
sche Union darstellt, reduziert wer-
den. Europa stellt die Vielfalt von
Völkern und Volksgruppen, Regio-
nen und Staaten und staatlichen
Zusammenschlüssen auf der Basis
einer historisch gewachsenen
Wertegemeinschaft dar.

2. Die zentrale geographische
Lage Österreichs und seine Ge-
schichte weisen dem Land eine be-
sondere mitgestaltende Rolle als
Mittler in Europa zu.

3. Der Reichtum Europas liegt in
der Vielfalt seiner Völker und
Volksgruppen. Die christlich-
abendländische Wertegemein-
schaft räumt der Freiheit des Ein-
zelnen und der Freiheit der Völker
einen besonders hohen Stellen-
wert ein (einen höheren als dies in
anderen Kulturkreisen der Fall ist.)

4. Grundsätzlich ist am Erfordernis
einer Zweidrittelmehrheit bei par-
lamentarischer Beschlußfassung
über Schulgesetze in wesentlichen
Bereichen festzuhalten. Insbeson-
dere in den Bereichen der Schulor-
ganisation, des Privatschulwesens
und des Religionsunterrichtes
kommt einer solchen Regelung
große Bedeutung zu.

� Artikel 2
Die künftige Bestimmung Europas
ist in enger Zusammenarbeit sei-
ner Völker zu gestalten. Das poli-
tisch gestaltete Europa wird nur
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zum Teil durch die Europäische
Union repräsentiert. Die Vielfalt
Europas verlangt nach Formen der
politischen Zusammenarbeit, die
unterschiedliche Staatenbünde
auf verschiedenen Ebenen vor-
sieht. Die Eigenständigkeit der
Staaten soll dabei nur in dem für
die Erreichung der jeweiligen Ziel-
setzung unbedingt erforderlichen
Ausmaß eingeschränkt werden.

1. Das künftige Schicksal Europas
muß von der Gestaltungsfreiheit
seiner Völker geprägt sein. Dabei
sind die durch die Geschichte ent-
standene Vielfalt und das kultu-
relle Erbe zu bewahren und weiter-
zuentwickeln.

2. Diese Vielfalt garantiert erst die
geistige und kulturelle Weiterent-
wicklung Europas und ist daher
vor den aktuellen Tendenzen der
Einebnung und Gleichmacherei zu
bewahren.

3. Die Europäische Union ist nur
ein Teil der europäischen Wirklich-
keit. Sie soll sich nicht zu einem eu-
ropäischen Bundesstaat, sondern

zu einem Staatenbund entwickeln.

4. Daneben müssen vielfältige For-
men der internationalen Zu-
sammenarbeit in Form weiterer eu-
ropäischer Staatenbünde möglich
sein, unabhängig davon, ob ein
Staat Mitglied der EU ist oder nicht.

5. Die europäische Zusammenar-
beit muß bei der Wahrnehmung
staatlicher Aufgaben nach dem
Subsidiaritätsprinzip gestaltet sein.
Die Europäische Union darf daher
niemals die sogenannte "Kompe-
tenz-Kompetenz" zur Festlegung
ihrer eigenen Zuständigkeiten er-
halten.

� Artikel 3
Ein bürgernahes und demokrati-
sches Europa kann nur über mög-
lichst föderalistische Zuständigkei-
ten und in unmittelbarer Zu-
sammenarbeit zwischen den histo-
risch gewachsenen Regionen ge-
staltet werden.

1. Die Weiterentwicklung Europas
muß von einem Ausbau von De-
mokratie und Bürgerrechten ge-

prägt sein. Mehr Gemeinsamkeit in
Europa darf niemals weniger Frei-
heit für seine Bürger bedeuten.
Freiheit und Bürgernähe können
erfahrungsgemäß am besten über
föderalistisch gestaltete Zuständig-
keiten erreicht werden.

2. Regelungsdichte und Bürokratie
sind abzubauen, anstatt sie auf su-
pranationale europäische Ebenen
zu verlagern. Die europäische Zu-
sammenarbeit muß daher bei der
Wahrnehmung staatlicher Aufga-
ben nach dem Subsidiaritätsprin-
zip gestaltet sein.

3. Die bestehenden föderalisti-
schen Strukturen in Europa sind
nicht nur zu bewahren und zu nut-
zen, sondern auszubauen. Die
Schaffung künstlicher Regionen
unter Mißachtung geschichtlich
gewachsener Landeseinheiten
und Strukturen sowie des Selbstbe-
stimmungsrechtes der betroffenen
Bevölkerung wird entschieden ab-
gelehnt.

� Artikel 4
Der innere Friede Europas ist über

ein Volksgruppenrecht zu sichern.
Es hat von der Tatsache auszuge-
hen, daß die Siedlungsgrenzen der
Völker zumeist nicht mit den
Staatsgrenzen zusammenfallen,
und daher zahlreiche Staaten Eu-
ropas angestammte ethnische Min-
derheiten aufweisen. Jede dieser
Volksgruppen hat das Grundrecht
auf Weiterbestand, auf Schutz vor
Assimilierungszwang, auf Wah-
rung und Entfaltung ihrer kulturel-
len und politischen Eigenständig-
keit sowie auf umfassende Zu-
sammenarbeit über Staatsgrenzen
hinweg.

1. Ein europäisches Volksgruppen-
recht soll den Schutz ethnischer
Minderheiten und die Lösung von
Minderheitenfragen auf der
Grundlage des Selbstbestim-
mungsrechts und des Rechts auf
Heimat gewährleisten.

2. Die Bildung regionaler Zu-
sammenschlüsse im Rahmen der
Europäischen Union hat unter Be-
dachtnahme auf das Recht zur Zu-
sammenarbeit der Volksgruppen
zu erfolgen.
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3. Das Grundrecht auf Weiterbe-
stand jeder Volksgruppe und auch
der Schutz vor Assimilierungs-
zwang erlegt Österreich die Ver-
pflichtung auf, nicht nur die eige-
nen Volksgruppen zu schützen,
sondern auch für die in ihrem Be-
stand bedrohten deutschen Min-
derheiten auf dem Gebiete der
ehemaligen Österreichisch-ungari-
schen Monarchie Schutzmacht-
funktion auszuüben (vgl. Kap. VII,
Art. 4).

� Artikel 1
Die Österreichische Außenpolitik
hat sich vorrangig an den Sicher-
heitsinteressen des Landes, an der
Erhaltung und Sicherung der Sou-
veränität Österreichs und dem Ziel
des Schutzes der Freiheit seiner
Bürger zu orientieren. Weiters
müssen die wirtschaftlichen und
kulturellen Interessen sowie das
Ansehen Österreichs im Ausland
gewahrt werden.

1. Für Österreich, im Herzen Euro-
pas gelegen, ist eine selbstbe-
wußte und aktive Außenpolitik
von größter Bedeutung. Ein selbst-
bewußteres Eintreten für die Inter-
essen Österreichs und seiner Bür-
ger im Ausland, vor allem inner-
halb der Europäischen Union, so-
wie eine Stärkung seines kulturel-
len und politischen Ansehens müs-
sen außenpolitische Maximen sein.

2. Österreich hat seinen Staatsbür-
gern weltweit bestmöglichen
Schutz und Hilfe zu gewähren, dies
auch in Kooperation mit anderen
Staaten.

3. Durch Zusammenarbeit vor al-
lem mit anderen deutschsprachi-
gen Staaten ist die Pflege und Ver-
breitung der deutschen Sprache,
vor allem durch die Verwendung
von Deutsch als Amtssprache in
internationalen Organisationen
und als lebende Wirtschafts- und
Wissenschaftssprache, zu fördern.

4. In der Entwicklungshilfe ist so-
wohl von einem undifferenzierten
Gießkannenprinzip als auch von ei-
ner ideologisch motivierten Unter-
stürzung von Einzelstaaten abzu-
gehen. Es liegt im Interesse Öster-
reichs, daß der soziale und wirt-
schaftliche Standard in den Ent-
wicklungsländern gehoben wird,

um so Krisensituationen, Konflikte
und die damit verbundenen
Flüchtlingsströme zu vermeiden.
Abgesehen von der kurzfristigen
Hilfe in Katastrophenfällen ist bei
der Entwicklungshilfe von einer
Hilfe zur Selbsthilfe auszugehen.
Der betroffenen Bevölkerung
sollte durch Wissensvermittlung
und Förderung von konkreten Pro-
jekten die Möglichkeit gegeben
werden, in ihrer Heimat langfristig
eine Überlebenschance zu finden.

� Artikel 2
Die Neutralität hat sich als domi-
nierende Handlungsmaxime der
österreichischen Außenpolitik seit
1955 bewährt und wirkt identitäts-
stiftend für die 2. Republik. Mit
dem EU Beitritt 1995 wurde die
Neutralität in Österreich zuneh-
mend weiter ausgehöhlt und
droht innenpolitisch als bloßes
Alibi mißbraucht zu werden.

1. Der Status der "dauernden Neu-
tralität" Österreichs wurde 1955
von der Sowjet-Union zur Bedin-
gung für den Abschluß des Staats-
vertrages gemacht ("Moskauer Me-
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morandum"). Die Neutralität war
damals das Mittel zum Zweck für
die Erreichung der vollen Souverä-
nität und Freiheit Österreichs. Dies
zeigt den großen historischen
Wert der Neutralität. Im weiteren
wurde die Neutralität Österreichs
zum bestimmenden und erfolgrei-
chen Faktor der österreichischen
Außenpolitik.

2. Gerade die sich ändernde welt-
politische Lage und die vorhande-
nen Konfliktfelder insbesondere
im nahen und mittleren Osten ma-
chen neutrale und anerkannte
Friedensvermittler notwendig.
Diese von Österreich seit 1955 er-
folgreich eingenommene Rolle soll
nicht nur beibehalten sondern aus-
gebaut werden.

� Artikel 3
Die veränderte geopolitische Lage
Österreichs in Europa macht un-
mittelbare militärische Bedrohungen
zunehmend unwahrscheinlicher. An
die Stelle der unmittelbaren militäri-
schen Bedrohungen sind Konflikte
an den Randbereichen der EU und
der internationale Terrorismus getre-

ten. Diese Bedrohungsbilder können
am effizientesten durch Solidarität
innerhalb der EU bewältigt werden.
Wir bekennen uns daher zu einer ge-
meinsamen europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik.

1. Wir bekennen uns zu einer Bei-
standspflicht im Falle einer Aggres-
sion gegen Mitglieder der EU und zu
Einsätzen außerhalb der EU im Sinne
der Petersburger Beschlüsse. Diese
Einsätze dürfen nicht automatisiert
vorgenommen werden und dürfen
nur mit ausdrücklicher vorheriger Zu-
stimmung des österreichischen Na-
tionalrates erfolgen.

2. Als neutraler Staat und im Hinblick
auf die Sicherheitsinteressen Öster-
reichs lehnen wir eine Mitgliedschaft
in einem nichteuropäischen Bündnis
mit militärischem Charakter ab.

3. Zur Erfüllung der sicherheitspoliti-
schen Aufgaben und aus demokra-
tiepolitischen Gründen bekennen
wir uns zu einer allgemeinen Dienst-
pflicht entweder in Form des Wehr-
dienstes oder in Form eines Sozial-
dienstes als persönliche Leistung des

Staatsbürgers für die Sicherheit und
Unabhängigkeit Österreichs.

� Artikel 4
Österreich bleibt Schutzmacht der
deutschen und ladinischen Südtiro-
ler. Dem Land Südtirol ist die Möglich-
keit des Beitrittes zur Republik Öster-
reich in freier Ausübung des Selbstbe-
stimmungsrechtes der Südtiroler of-
fenzuhalten.

1. Durch politische Entwicklungen in
Italien kann Südtirol jederzeit zum
Spielball
inneritalienischer Konflikte werden.

2. Das Selbstbestimmungsrecht der
Völker ist unteilbar und unverzicht-
bar. Bis zur Verwirklichung des Selbst-
bestimmungsrechtes der Südtiroler
ist es die historische Aufgabe Öster-
reichs, den Bestand der deutschen
und ladinischen Volksgruppen in
Südtirol so wie den international ab-
gesicherten rechtlichen Status mit al-
len verfügbaren friedlichen Mitteln
zu sichern.

3. Für den Fall, daß sich die Südtiroler
in Ausübung ihres Selbstbestim-

mungsrechtes gegen den Verbleib
ihres Landes bei Italien aussprechen,
ist ihnen die Möglichkeit des Beitrittes
zur Republik Österreich offenzuhal-
ten.

� Artikel 5
Gegenüber den zahlreichen Angehö-
rigen der deutschen Volksgruppen
auf dem Gebiet der ehemaligen
österreichisch-ungarischen Monar-
chie besteht für Österreich ebenfalls
eine besondere historische Verant-
wortung und Schutzverpflichtung.

1. Österreich hat nur wenig dazu bei-
getragen, um den Angehörigen der
deutschen Volksgruppen auf dem
Gebiet der ehemaligen österrei-
chisch-ungarischen Monarchie in ih-
rer oft sehr schwierigen Situation zu
helfen.

2. Der Erhalt dieser Volksgruppen mit
ihrer unverwechselbaren Kultur muß
so weit wie möglich gesichert wer-
den. Daher sollte es für Österreich
eine Verpflichtung sein, diesen Min-
derheiten in ihrer Heimat eine wirt-
schaftliche und kulturelle Überle-
benschance zu geben.
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� Artikel 1
Das freiheitliche, das demokrati-
sche, das rechtsstaatliche, das re-
publikanische, das gewaltentei-
lende und das bundesstaatliche
Verfassungsprinzip bedürfen einer
Erneuerung, Ausweitung und
Fortentwicklung. Eine Demokratie-
reform des Bundes, der Länder, der
Gemeinden und der sonstigen Kör-
perschaften öffentlichen Rechts
muß stärker von der Idee der Bür-
gerrechte durchdrungen werden.
Das politische System Österreichs
benötigt einen freieren Wettbe-
werb der demokratischen Kräfte
im Rahmen des Mehrparteiensy-
stems einerseits und eine Reduzie-
rung des Einflusses von Parteien
und Verbänden andererseits.

1. Es ist die vornehmste Aufgabe
der Freiheitlichen Bewegung, eine
Demokratie- und Verfassungsre-
form zur Erneuerung der Republik
einzuleiten, deren Ziel die Abkehr

vom bürokratischen Obrigkeits-
staat hin zum freiheitlichen Rechts-
staat ist.

2. Diese Reform muß zu einer Ver-
stärkung der Grund- und Freiheits-
rechte sowie der Bürgerrechte füh-
ren.

3. Das Förderungswesen gegenü-
ber den Medien und die Machtkon-
zentrationen in ihren Eigentümer-
verhältnissen führen zu politischen
Abhängigkeiten der Medienschaf-
fenden. Weisungsgebundene Be-
richterstattung, machtgenehme
Journalisten-Selektionen und da-
mit eine massive Verzerrung der
politischen Wettbewerbsbedin-
gungen sind die Folgen. Der freie
Wettbewerb der demokratischen
Kräfte kann daher nur über eine Li-
beralisierung der Medienland-
schaft mit fairen politischen Wett-
bewerbsbedingungen erreicht
werden.

4. Eine deutliche Verringerung der
Parteien-Allmacht muß im Ergeb-
nis zur Abschaffung ihres Einflus-
ses auf die Bestellung der Kollegial-
Organe der Schulverwaltung, der
Beiräte im Förderungsvergabewe-
sen, der Gerichtskollegien (Schöf-
fensenate, Senate des Verfassungs-
und Verwaltungsgerichtshofes)
und der Aufsichtsräte und in Folge
der Vorstände im Bereich der öf-
fentlichen Wirtschaft führen. Es
sollte darüber hinaus den Parteien
verboten sein, sich an öffentlichen
oder privaten Unternehmungen
zu beteiligen oder solche Unter-
nehmungen selbst zu betreiben,
die nichts mit der Erfüllung ihrer
politischen Aufgabe als Partei zu
tun haben (z.B. Österreichische Na-
tionalbank, Banken, Post, Versiche-
rungen, gemeinnützige Wohnbau-
gesellschaften usw.).

5. Die berufsständischen Verbände
haben sich über die Sozialpartner-
schaft zu einem Schattenparla-
ment und einer "Nebenregierung"
entwickelt, ohne hierfür eine recht-
liche Grundlage oder eine demo-
kratische Legitimation zu haben

oder einer effektiven Kontrolle zu
unterliegen. Die berufsständischen
Vertretungen sollten als Körper-
schaften öffentlichen Rechts auf
ihre eigentliche korporative Auf-
gabe beschränkt werden. Ihre
internen Entscheidungsabläufe
müssen transparenter und kontrol-
lierbarer werden. Die Pflichtmit-
gliedschaft muß zugunsten einer
freiwilligen Mitgliedschaft besei-
tigt werden, um die Verbände ei-
nem Wettbewerb um Mitglieder
und einem Bemühen für das Mit-
glied zu unterwerfen.

� Artikel 2
Eine neue österreichische Verfas-
sungsurkunde muß erstmals einen
umfassenden Grundrechtskatalog
enthalten. Die Grund- und Freiheits-
rechte haben neben der Festschrei-
bung der Bürgerrechte auch einen
Bürgerpflichtenkatalog zur Verhin-
derung der Bevorzugung einzelner
Privilegierter und des Ausuferns der
Belastungen des Bürgers zu normie-
ren.

1. Im wesentlichen beruhen die ver-
fassungsrechtlich gewährleisteten
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Grundrechte zur Zeit noch auf Ge-
setzesmaterien, welche aus der
Monarchie aus der Zeit der Mitte des
vorigen Jahrhunderts übernommen
wurden oder als völkerrechtliche
Normen in das innerstaatliche Recht
transformiert wurden.

2. Österreich und seine Bürger ver-
missen bis heute einen geschlosse-
nen und umfassenden Grundrechts-
und Bürgerrechtskatalog, der mit
der erhalten Bestandsgarantie des
Verfassungsrechtes ausgestattet
sein soll und daher in die Verfas-
sungsurkunde integriert werden
muß.

3. Um den besonderen Schutz der
Grundrechte zu verdeutlichen und
um sie mit einer besonderen Be-
standsgarantie auszustatten, sollten
sie durch eine Verfassungsbestim-
mung als "wehrhafter Grundrechts-
katalog" nicht einmal durch direkt-
demokratische Instrumente besei-
tigt werden können. Verfassungsge-
setze sollten hinsichtlich ihrer
Grundrechtsverträglichkeit der
nachprüfenden Kontrolle durch den
Verfassungsgerichtshof unterlie-

gen. Als subjektiv-öffentliche Rechte
sollten sämtliche Grundrechte ohne
Gesetzesvorbehalt formuliert und
daher unmittelbar anwendbar sein.

4. Neben den bisher bereits verfas-
sungsgesetzlich geschürzten Grund-
rechten, die für jedermann gelten,
und den bereits geltenden aus-
schließlich auf österr. Staatsbürger
bezogenen Bürgerrechten sollten
neu eingeführt werden:

� Recht auf Heimat
� Soziale Grundrechte: Recht

auf Schutz der Familie, Recht
auf angemessene Bildung

� Recht auf beruflich-
schöpferische und 
kulturelle Entfaltung,

� Recht auf Sicherung der Al-
tersversorgung.

� Recht auf intakte Umwelt
� Recht auf sparsame, wirt-

schaftliche, zweckmäßige
und widmungsmüßige Ver-
wendung der öffentlichen
Abgaben, verbunden mit ei
nem Appellationsrecht des 
Einzelnen an den Rech-
nungshof.

5. Dem Grundrechtskatalog sollte
ein Bürgerpflichtenkatalog gegen-
übergestellt werden, der verhin-
dern soll, daß es zu privilegierter
Behandlung einzelner oder ganzer
sozialer Gruppen kommen kann.
Umgekehrt soll dieser abgeschlos-
sene Pflichtenkatalog eine norma-
tive Beschränkung für den Staat
darstellen und so ein Ausufern der
Belastungen für den Bürger ver-
hindern. Derartige Pflichten könn-
ten sein: Allgemeine Abgaben-
pflicht zur Aufrechterhaltung der
Staatsfunktionen, die jedoch nur
bis zu der verfassungsgesetzlich
festgelegten "Abgaben- und Bela-
stungsobergrenze" reichen darf.
Solidarität (insbesondere Unter-
stürzung für Alte und Schwache,
Arbeitslose und soziale Härtefälle;
Verfolgtenhilfe statt Recht auf
Asylgewährung, persönliche Bei-
träge zur inneren und äußeren Si-
cherheit).

� Artikel 3
Ein Staatsaufgabenkatalog soll als
Beschränkung des Staates auf die
ureigensten Staatsaufgaben einer
Aufgabenausweitung vorbeugen

und Grundlage für den erforder-
lichen Rückbau des Staates sein.

1.(1) Durch einen Staatsaufgaben-
Katalog sollte das Betätigungsge-
biet des Staates mit einer Konzen-
tration auf die ureigensten Staats-
aufgaben und dem damit verbun-
denen Rückzug des Staates aus
staatsfernen Bereichen begrenzt
werden. Ureigenste Staatsaufga-
ben sind beispielsweise: 

� Sicherheit des Staates nach 
außen (Integrität des Staats-
gebietes und Erhaltung der
Souveränität) Sicherheit
nach innen

� Gesetzgebung und Rechts-
pflege (vor allem Wahrung
und Gewährleistung der
Grundrechte)

� sparsame und einfache Ver-
waltung soziale Grundvor-
sorge und Grundversor-
gung Bildung, Forschung
und Wissenschaft (Siche-
rung der Bildungseinrich-
tungen und Schaffung einer
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qualitativ hochstehenden 
öffentlichen und privaten 
Infrastruktur im Bildungsbe-
reich)

� Erhaltung des kulturellen 
Erbes Währungs- und Fi-
nanzpolitik.

2. Der Staat sollte sich jeder er-
werbswirtschaftlichen und unter-
nehmerischen Betätigung enthal-
ten müssen, die derzeit lediglich
zur Verzerrung der Wettbewerbs-
verhältnisse auf dem Markt zu La-
sten der privaten Mitbewerber ein-
erseits und erfahrungsgemäß auch
des Steuerzahlers andererseits
führt.

3. Für jene Bereiche der Daseins-
vorsorge, die nur unternehmerisch
zu bewältigen sind, sollte ein eige-
ner rechtlicher Typus des "öffent-
lich-rechtlichen Unternehmens"
geschaffen werden, welcher als
staatliche Einrichtung der vollen
öffentlichen Kontrolle unterliegen
muß. Zur Vermeidung von Wettbe-
werbsverzerrungen sollten öffent-
lich-rechtliche Unternehmungen

nur in eingeschränktem Umfang
Marktzutritt haben.

� Artikel 4
Der Parlamentarismus muß durch
einen Ausbau der Einrichtungen
der direkten Demokratie ergänzt
werden. Die gesetzgebenden Kör-
perschaften - Nationalrat und
Bundesrat - müssen gegenüber der
exekutiven Gewalt deutlich ge-
stärkt werden. Der Nationalrat soll
auf der Basis eines echten Persön-
lichkeitswahlrechtes gewählt wer-
den. Der Bundesrat muß mit den
entsendenden Landtagen ver-
schränkt werden.

1.(1) In sämtlichen Bereichen der
Bundes- und Ländergesetzgebung
sind die plebiszitären Mitbestim-
mungsrechte zu sichern und aus-
zubauen. Hierzu sind notwendig:

1. Ein Abbau der bürokrati-
schen Hemmnisse bei der Durch-
führung von Volksbefragungen

2. Unterwerfung politischer
Verwaltungsakte (Regierungser-
klärungen, Regierungspro-

gramme, Großauftragsvergaben,
Förderungsprogramme, Investi-
tionspläne usw.) unter das Institut
der Volksbefragung

3. Umwandlung der Volksbe-
fragung zu einem parlamentari-
schen Minderheitenrecht, wo-
durch ein Drittel der Abgeordne-
ten zum Nationalrat eine Volksbe-
fragung erwirken können soll

4. Schaffung der Einleitungs-
möglichkeit einer Volksabstim-
mung durch die Stimmbürger oder
eine bestimmte Anzahl von Ge-
meinden (vertreten durch Be-
schlüsse der Gemeinderäte).

2. Die Wahl des Nationalrates
sollte über ein echtes Persönlich-
keitswahlrecht erfolgen, das auf
dem System des "Stimmensplit-
tings" beruht.

3. Durch die Kompetenz zur Wahl
des Ministerrates und die Einfüh-
rung eines effektiven Mißtrauens-
rechtes soll der Nationalrat gegen-
über der Vollziehung deutlich ge-
stärkt werden. Die politische Ver-

antwortlichkeit der Minister muß
über eine Verbesserung des Inter-
pellationsrechtes ausgeweitet wer-
den.

4. Eine weitere Aufwertung soll
der Nationalrat durch die Abschaf-
fung der "Regierungsgesetzge-
bung" erfahren. Die Bundesregie-
rung soll nur mehr das Recht der
Anregung zur Gesetzgebung ha-
ben. Die legistische Umsetzung sol-
cher Anregungen soll erst nach ei-
nem entsprechenden Beschluß des
Nationalrates durch diesen erfol-
gen (legistische Abteilung als Ge-
samtstabstelle). Dies hätte den
Vorteil der größeren Übersichtlich-
keit über den Gesetzesstoff, einer
Vereinfachung der Gesetzestexte
und einer Verständlichkeit der Ge-
setze.

5. Der Bundesrat soll zu einer ech-
ten Länderkammer aufgewertet
werden, weshalb ein Unterlaufen
seiner Kompetenzen durch extra-
konstitutionelle Einrichtungen,
wie die Landeshauptleute-Konfe-
renz u. ., beseitigt werden muß.
Um eine Verknüpfung des Bundes-
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rates mit den entsendenden Land-
tagen sicherzustellen, sollten die
Bundesräte gleichzeitig auch di-
rekt gewählte Mitglieder des jewei-
ligen Landtages sein. Daneben
sollten auch die direkt gewählten
Landeshauptleute "geborene" Mit-
glieder des Bundesrates sein. Der-
gestalt wird der Bundesrat als
zweite Kammer des Parlamentes
zu einem echten Delegierten-Parla-
ment der Länder, welches an der
Gesetzgebung des Bundes zur
Wahrung der Länderinteressen
mitwirken soll. Dem Bundesrat
sollte ein absolutes Vetorecht hin-
sichtlich aller Gesetzesbeschlüsse
des Nationalrates zukommen, wel-
che administrative, finanzielle oder
kompetenzrechtliche Auswirkun-
gen auf die Länder haben. Zur Ge-
währleistung einer funktionieren-
den Bundesgesetzgebung sollte je-
doch im Konfliktfall automatisch
ein Vermittlungsausschuß der Par-
lamentskammern tätig werden
müssen.

� Artikel 5
Eine neue, freiere Republik muß
vom Grundsatz der Direktwahl der

obersten Staatsorgane ausgehen.
Das Wahlprinzip hat Vorrang vor
dem Ernennungsprinzip. Das ge-
samte Verfassungsrecht des Bun-
des einerseits sowie jedes Landes
andererseits soll als Grundlage des
Staatshandelns jeweils in einer
Verfassungsurkunde gestrafft und
zusammengefaßt werden (zwin-
gendes Inkorporierungs-Gebot).

1. Es sollte nicht nur an der Volks-
wahl des Bundespräsidenten fest-
gehalten werden, sondern neben
den allgemeinen Vertretungskör-
pern sollten auch die Landeshaupt-
leute und die Bürgermeister als
Verwaltungsspitzen der jeweiligen
Gebietskörperschaften durch un-
mittelbare Volkswahl bestellt wer-
den. Die vorzeitige Abberufung
des Bundespräsidenten, eines Lan-
deshauptmannes oder eines Bür-
germeisters soll nach einer qualifi-
zierten Initiative des jeweiligen
Parlamentes oder Gemeinderates
nur über Volksabstimmung erfol-
gen.

2. Die verfassungsgesetzlich zah-
lenmäßig begrenzten Mitglieder

des Ministerrates, die zusammen
mit dem direkt gewählten Bundes-
präsidenten die Bundesregierung
bilden, sollen nicht mehr ernannt
werden, sondern sollen über Vor-
schlag der Abgeordneten vom Na-
tionalrat nach dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit gewählt wer-
den und nur dem Nationalrat
gegenüber politisch verantwort-
lich sein.

3. Eine Totalreform des Verfas-
sungsrechtes muß zur Beseitigung
des derzeitigen Zustandes der Zer-
splitterung und der damit verbun-
denen Unübersichtlichkeit des Ver-
fassungsrechtes führen. Das Ver-
fassungsrecht ausschließlich in
Form einer geschlossenen Verfas-
sungsurkunde soll Ausdruck des
Bekenntnisses zur "Staatsvereinfa-
chung" sein. Sämtliches Verfas-
sungsrecht sollte als rechtliche
Grundlage des Staates und des
Staatshandelns einem strengen In-
korporierungs-Gebot unterliegen.
Außerhalb der Verfassungsurkun-
den des Bundes und der Länder
sollte es daher kein Verfassungs-
recht mehr geben.

� Artikel 6
Die Rechnungskontrolle wird als
eigene vierte Gewalt eingerichtet.

1. Die Rechnungskontrolle sollte
als vierte Gewalt im Staate neben
der Legislative, der Exekutive und
der Gerichtsbarkeit eingerichtet
werden. Deshalb müßte der Rech-
nungshof als unabhängige und
gerichtsförmige Staatseinrichtung
geschaffen werden, dessen Mit-
glieder mit den richterlichen Ga-
rantien (Unabhängigkeit, Unver-
letzbarkeit und Unabsetzbarkeit,
wie sie Höchstrichtern zukommen)
ausgestattet werden sollten. Ihre
Ernennung sollte nach dem
Grundsatz der Selbstergänzung er-
folgen, wobei ein bestimmter Teil
der Mitglieder des Rechnungsho-
fes über Vorschläge der Bundes-
länder bestellt würden. Die Kom-
petenz des Rechnungshofes sollte
neben der Befugnis zur nachträg-
lichen Kontrolle gegenüber der
Verwaltung und den öffentlich-
rechtlichen Unternehmungen
auch die Aufgabe umfassen, eine
begleitende Kontrolle, etwa bei
Ausschreibungen, Planungsabläu-

Kapitel VIII - Demokratiereform - Freie Republik



fen und Auftragsvergaben, auszu-
üben.

2. Die Prüfungsergebnisse des Rech-
nungshofes sollten obligatorische
Anordnungen zur Mißstandsbeseiti-
gung enthalten, welche mit der Ver-
bindlichkeit einer höchstgericht-
lichen Judikatur vergleichbar sein
könnten. Derartige kassatorische
Anordnungen würden dem Rech-
nungshof die Kompetenz eines ne-
gativen Verwaltungsorganisators
mit strenger Bindung an das Gesetz
zubilligen. Neben den obligatori-
schen Anordnungen sollten die Be-
richte des Rechnungshofes auch
Empfehlungen enthalten, die ge-
meinsam mit den Anordnungen für
die Verwaltung eine verbindliche
Drittwirkung entfalten (analog zur
Wirkung der Erkenntnisse der
Höchstgerichte). Zur Wahrung des
öffentlichen Interesses sollte der
Rechnungshof bei festgestellten
strafrechtlich relevanten Mißstän-
den das Recht zur Subsidiäranklage
als Amtspartei vor Gericht besitzen.

� Artikel 7
Eine Föderalisierung der Staatsauf-

gaben soll über die Abschaffung
der Grundsatzgesetzgebung des
Bundes und der mittelbaren
Bundesverwaltung zu einer echten
Verfassungsautonomie der Länder
führen, deren Kompetenzen durch
eine Neuverteilung der Aufgaben im
Bundesstaat gestärkt und abgerun-
det werden. Die Kompetenz-Kompe-
tenz des Bundes ist in eine Gemein-
schaftskompetenz des Bundes und
der Länder umzugestalten.

1. Die Aufgabenverteilung im
Bundesstaat muß sich am klassi-
schen Subsidiaritätsprinzip und an
der Leistungsfähigkeit der einzel-
nen Bundesländer orientieren.

2. Die Kompetenz-Kompetenz des
Bundes soll durch eine Gemein-
schaftskompetenz des Bundes und
der Länder ersetzt werden, deren
wichtigstes Instrument der Staats-
vertrag sein soll. Dies würde sogar
die Schaffung eines nach der Lei-
stungsfähigkeit der einzelnen
Bundesländer differenzierten
Bundesstaates ermöglichen. Die
Neuverteilung der Aufgaben im
Bundesstaat soll Kompetenzzer-

splitterungen, Kompetenzüberlap-
pungen und Querschnittsmaterien
vermeiden. Zielsetzung muß die
Herstellung abgerundeter Kompe-
tenztatbestände zur eindeutigen
Zuordnung zur jeweiligen Gebiets-
körperschaft sein. Nur so kann
eine Staats- und Verwaltungsver-
einfachung im Sinne einer bürger-
nahen Verteilung der staatlichen
Aufgaben erzielt werden.

3. Sämtliche Kompetenztatbe-
stände sollten in die Verfassungs-
urkunde aufgenommen werden
(Inkorporierungs-Gebot).

4. Zur Herstellung einer echten
Verfassungsautonomie der Länder
sollte die Grundsatzgesetzgebung
des Bundes abgeschafft werden,
zumal mit dem EU-Beitritt Öster-
reichs ohnedies eine starke Bevor-
mundung der Länder im normati-
ven Bereich verbunden ist.

5. Eine Neuregelung der Finanz-
verfassung muß sich an der neuen
Aufteilung der Kompetenzen und
Aufgaben im Bundesstaat ausrich-
ten.

6. Die mittelbare Bundesverwal-
tung und im Bereich der Privatwirt-
schaftsverwaltung die Auftrags-
verwaltung sollen im Sinne einer
klaren Trennung von Bundes- und
Landesverwaltungen abgeschafft
werden. Auch die Behördenstruk-
tur sollte dieser klaren Trennung
Rechnung tragen.

� Artikel 8
Die obersten Organe der Verfas-
sungs- und Verwaltungsgerichts-
barkeit, der Rechnungskontrolle
und der Mißstandsüberprüfung
sind als gemeinsame Organe des
Bundes und der Länder einzurich-
ten.
Den Ländern muß eine echte und
wirkungsvolle Möglichkeit zur Mit-
entscheidung bei der Bestellung
und Berufung der gemeinsamen
Organe des Bundes und der Län-
der eingeräumt werden. Solche ge-
meinsame Organe sind der Verfas-
sungsgerichtshof, der Verwal-
tungsgerichtshof, der Rechnungs-
hof und die Volksanwaltschaft.
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� Artikel 1
Der freiheitlich-demokratische
Rechtsstaat beruht auf einer gesetz-
lichen Ordnung, die als Ergebnis de-
mokratischer Entscheidungen die
Freiheit des Einzelnen einerseits be-
schränkt und andererseits schürzt.
Der Rechtsstaat ist ausschließlicher
Träger des Gewaltmonopols zur
Durchsetzung der Rechtsordnung
und zum Schutz der wichtigsten
Rechtsgüter (Leib und Leben, Freiheit
und Eigentum). Dies ist seine ureigen-
ste Aufgabe.

1. Die Achtung vor den Freiheitsrech-
ten aller Menschen erfordert eine
Rechtsordnung, die der Sicherung
und Entfaltung der Freiheit zu die-
nen hat. Diese staatliche Ordnung
muß Ergebnis demokratischer Ent-
scheidungsabläufe sein und muß
durch den demokratischen Willen
der Bürger legitimiert sein. Der Staat
ist nicht Selbstzweck, sondern hat der
Freiheit, der Sicherheit und dem

Wohl seiner Bürger zu dienen. Er darf
die Grundrechte und bürgerlichen
Freiheiten des Einzelnen nur dort be-
grenzen, wo der Mißbrauch dieser
Rechte die Freiheitsräume anderer
oder der Gemeinschaft verletzen
würde. Da ausschließlich der demo-
kratische Rechtsstaat über eine hin-
reichende Legitimation durch den
Bürger verführt, ist er Träger eines
Gewaltmonopols zur Durchsetzung
der Rechtsordnung. Erkennbare Ten-
denzen, durch eigenmächtige Wahr-
nehmung polizeilicher Befugnisse bis
hin zur Selbstjustiz, dieses Monopol in
Frage zu stellen, sind auf das man-
gelnde Vertrauen der Bürger in den
Staat zurückzuführen, müssen aber
entschieden abgelehnt werden. Es ist
ureigenste Aufgabe des Staates, die
Rechtsordnung entschlossen durch-
zusetzen, Rechtsstaatlichkeit zu ge-
währleisten und dem Bürger Glaub-
würdigkeit und Sicherheit zu vermit-
teln.

� Artikel 2
Die Rechtsprechung als dritte staatli-
che Gewalt muß weiterhin unter der
vollen verfassungsrechtlichen Garan-
tie der Unabhängigkeit stehen. Die
Beteiligung des Volkes an der Recht-
sprechung muß zur Sicherstellung ei-
ner breiten Akzeptanz der Judikatur
erhalten und weiterentwickelt wer-
den. Der Zugang zum Recht muß für
den Bürger unkomplizierter und ra-
scher möglich sein.

1. Unverzichtbares Wesensmerkmal
des freiheitlichen Rechtsstaates bleibt
die verfassungsrechtliche Garantie
der Unabhängigkeit der Rechtspre-
chung und der Richter.

2. Das alte und bewährte System der
Beteiligung des Volkes an der Recht-
sprechung muß gegen alle Tenden-
zen zu seiner Beseitigung geschürzt
und ausgebaut werden, insbeson-
dere hinsichtlich der Beteiligung
fachkundiger Laienrichter. Der Ein-
fluß der politischen Parteien auf die
Bestellung von Laienrichtern ist zu
beseitigen.

3. Um eine politische Einflußnahme

auf die Strafverfolgungsbehörden zu
verhindern, sollte verfassungsgesetz-
lich eine negative Weisungsfreiheit
gegenüber der Staatsanwaltschaft
geschaffen werden. Damit wären
Verfahrenseinstellungen über politi-
sche Weisungen unmöglich. Dem
Rechtsstaat wohnt die Tendenz inne,
eine Regelungsdichte herzustellen,
die den Zugang des Bürgers zum
Recht verkompliziert und damit letzt-
lich verwehrt. Es ist Aufgabe einer
freiheitlichen Bewegung, dieser Nei-
gung dauernd entgegenzuwirken.
Die Verfahrensordnungen in der Ver-
waltung und in der Gerichtsbarkeit
bedürfen dringend einer Vereinfa-
chung und Straffung. Dies soll den
Zugang des Bürgers zum Recht be-
schleunigen und einfacher gestalten.
Die Glaubwürdigkeit des Rechtstaa-
tes hängt auch von einer bürger-
freundlichen und praktischen Zu-
gänglichkeit der Rechtsordnung so-
wie von einer verständlichen Rechts-
sprache ab.

� Artikel 3
Bei der Bekämpfung von Kriminali-
tätserscheinungen, wie den Terro-
rismus, das organisierte Verbrechen,
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das Banden- und Schlepperwesen,
den weltweiten Drogenhandel, die
Bedrohung fundamentaler Rechts-
güter durch pseudo-religiöse Sekten
und die Gewalt gegen Kinder hat der
Staat seine Möglichkeiten entschlos-
sener zu nutzen und einzusetzen. Le-
benslange Freiheitsstrafen müssen
auch als solche vollzogen werden.

1. Die beispielhaft aufgelisteten Er-
scheinungsformen schwerer Krimi-
nalität stellen eine massive Herausfor-
derung des Rechtstaates dar. Seine
Glaubwürdigkeit bei der Gewährlei-
stung des Schutzes grundlegender
Rechtsgüter hängt von der Entschlos-
senheit ab, wirkungsvolle Instru-
mente zur Verbrechensbekämpfung
einzusetzen. Rasterfahndung,
Lauschangriff und "Kronzeugenrege-
lung" sind taugliche Mittel hierzu.

2. Die erforderlichen Instrumentarien
dürfen jedoch nicht zu einem frei-
heitsfeindlichen Überwachungssy-
stem führen. Ihr Einsatz ist daher
strengen gesetzlichen Bestimmun-
gen zu unterwerfen.

3. Da es Kernaufgabe des Staates ist,

dem Sicherheitsbedürfnis seiner Bür-
ger zu entsprechen, werden Experi-
mente mit Utopien auf Kosten der Si-
cherheit des Bürgers abgelehnt. Im
Strafvollzug muß daher der Schutz
der Gesellschaft einen höheren Stel-
lenwert besitzen als die Resozialisie-
rung der Straftäter.

4. Illegalen Einwanderungsströmen
und dem Schlepperunwesen sollen
durch die Einrichtung einer wir-
kungsvollen Grenzschutzeinheit be-
gegnet werden. Dies dient auch der
Verbrechensvorbeugung, da illegale
Einwanderung erfahrungsgemäß
auch mit Kriminalitätsimport zu-
sammenhängt.

5. Die Religionsfreiheit als Grund-
recht wird von pseudo-religiösen Sek-
ten zunehmend dazu benutzt, funda-
mentale Rechtsgüter ihrer Mitglieder
massiv einzuschränken. Insbeson-
dere die Grundrechte auf persönliche
Freiheit, Freizügigkeit, Eigentum, kör-
perliche und geistige Unversehrtheit
werden in Sekten und ähnlichen Or-
ganisationen zum Teil massiv verletzt.
Es ist Aufgabe des Staates, den
Schutz der Grundrechte auch auf der

Grundlage der Religionsfreiheit für
den Einzelnen zu gewährleisten.

6. Schwere Formen der Gewalt ge-
gen Kinder insbesondere in Verbin-
dung mit sexuellem Mißbrauch von
Kindern rechtfertigen schärfere Straf-
maßnahmen. Die Strafdrohungen für
Tathandlungen gegen die leibliche
Unversehrtheit sind im Verhältnis zu
Vermögensstraftaten zu gering. Die
Strafdrohungen sind daher stärker
an die Bedeutung der zu schürzen-
den Rechtsgüter (vgl. Absatz 1) anzu-
passen.

7. Die Ausbildung und Ausrüstung
der Organe der Sicherheitsexekutive
hat sich an den neuesten kriminalwis-
senschaftlichen und technischen Er-
kenntnissen zu orientieren. Die Si-
cherheitsexekutive darf nicht durch
ungerechtfertigte Kürzungen der
Mittel in ihrer Einsatzfähigkeit und
Schlagkraft beeinträchtigt werden.

� Artikel 4
Die Todesstrafe wird abgelehnt.

� Artikel 5
Die rechtliche Stellung von Verbre-

chensopfern ist zu verbessern. Dies
bedeutet insbesondere die Zuerken-
nung eines umfassenderen Schaden-
ersatzanspruches gegen den Täter.

1. Dem Schadenersatzanspruch des
Opfers gegenüber dem Täter ist ein
höherer Stellenwert im Vergleich
zum Strafanspruch des Staates einzu-
räumen. Geldstrafen sollen daher in
erster Linie dem Opfer und nicht dem
Staat zu Gute kommen.

2. Bei minder-schweren Erstdelikten
sollten die Möglichkeiten des außer-
gerichtlichen Tatausgleiches ausge-
weitet werden, da damit einerseits
dem Wiedergutmachungs-Interesse
des Opfers entsprochen wird und an-
dererseits eine unnötige Kriminalisie-
rung vermieden wird.

3. Staatliche und private Einrichtun-
gen zur Opferbetreuung sind mehr
als bisher zu fördern.
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� Artikel 1
Faire Marktwirtschaft sichert durch
freien Wettbewerb in sozialer Verant-
wortung eine dynamische Wirt-
schaftsentwicklung. Sie geht von der
Gleichwertigkeit von Arbeit und Ka-
pital aus. Faire Marktwirtschaft för-
dert die Leistungsbereitschaft und
weckt die schöpferischen Kräfte.

1. Das Modell der fairen Marktwirt-
schaft bedingt ein Klima der Gleich-
wertigkeit der Produktionsfaktoren
Arbeit und Kapital. Eine nach den
Grundsätzen der Fairneß bemessene
Abgeltung von Leistung sieht auch
gleiche Löhne für gleiche Arbeit von
Frauen wie Männern vor.

2. Faire Marktwirtschaft ist die Ant-
wort auf einen schrankenlosen Kapi-
talismus, der Mensch und Natur aus-
beutet, wie auf den gescheiterten So-
zialismus, der seine "Werktätigen" zu
Verwaltungsobjekten herabwür-
digte.

3. Faire Marktwirtschaft soll ein wirt-
schaftliches Klima schaffen, das die
Leistungsträger zur Selbständigkeit
ermuntert und zu Unternehmens-
gründungen anregt.

4. Eine umfassende Deregulierung
des Wirtschaftslebens steigert die
Wettbewerbsfähigkeit der österrei-
chischen Wirtschaft, sichert ihr Gedei-
hen und schafft Arbeit.

5. Eine umfassende Deregulierung
des Wirtschaftslebens wird als Ga-
rant für die Prosperität der österrei-
chischen Wirtschaft und Stabilität des
Arbeitsmarktes angestrebt.

� Artikel 2
Kostenwahrheit stellt einen Grund-
satz der fairen Marktwirtschaft dar.
Durch das Verursacherprinzip ist si-
cherzustellen, daß nach diesem
Grundsatz der Kostenwahrheit faire
Marktbedingungen hergestellt wer-
den.

1. Im gegenwärtigen Wirtschaftssy-
stem werden die sog. "externen Ko-
sten" fast ausschließlich von der All-
gemeinheit getragen. Dies gilt insbe-
sondere in den Bereichen der Ener-
giewirtschaft, des Verkehrs und der
Schadstoffemission.
2. Die Verlagerung der Besteuerung
der menschlichen Arbeitskraft hin
zur Besteuerung des Verbrauches
nicht erneuerbarer Rohstoffe ist nicht
nur wettbewerbs- und arbeitsmarkt-
politisch dringend geboten, sondern
unter dem Gesichtspunkt der Kosten-
wahrheit auch ökologisch sinnvoll.

3. Kostenwahrheit soll auch dem
Öko- und Sozialdumping gegensteu-
ern und faire Wettbewerbsbedin-
gungen gegenüber Billiglohn-Län-
dern, vor allem solchen mit Kinderar-
beit, herstellen.

� Artikel 3
Faire Marktwirtschaft bedeutet Chan-
cengerechtigkeit für den unge-
schürzten gegenüber dem privile-
gierten Wirtschaftsbereich. Dies er-
fordert die Herstellung von fairen
Wettbewerbsbedingungen. Faire
Marktwirtschaft schließt das Vorhan-

densein von privilegierten Gruppen
und Monopolen, die parteipolitische
Beherrschung ganzer Wirtschafts-
zweige, die Funktionärsherrschaft in
den Bereichen der Sozialversiche-
rung, der öffentlichen Wirtschaft und
des verpolitisierten Bankensektors
aus.

1. Die Freiheitliche Bewegung ver-
steht sich als Anwalt der Erwerbstäti-
gen im nichtgeschürzten Bereich. Es
widerspricht dem Grundsatz der Fair-
neß, daß der Großteil der Erwerbstä-
tigen allen wirtschaftlichen Risiken
ausgesetzt ist, während andere in pri-
vilegierter Stellung ( zu Lasten der Lei-
stungsträger ( im geschürzten Be-
reich tätig sind.

2. Unter geschürztem Bereich sind
der öffentliche Sektor und die staat-
lichen Unternehmungen zu verste-
hen. Dazu zählen auch der Medien-
sektor, der Großteil des gemeinnützi-
gen Wohnbaues, halbstaatliche Ver-
sicherungsunternehmen und Ban-
ken, öffentlich subventionierte "Non-
profit-Organisationen" und derglei-
chen. In diesem Bereich werden Pri-
vate systematisch benachteiligt.
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3. Die Beteiligungsmacht der Banken
und der Kreditinstitute ist zu be-
schränken. Die Entpolitisierung des
Bankensektors muß durch eine echte
Privatisierung vorangetrieben wer-
den. Im gesamten Kreditsektor müs-
sen ein wirksamer Kundenschutz
und eine Harmonisierung des Wett-
bewerbsrechtes durchgesetzt wer-
den.

4. Um dem Ausverkauf der österrei-
chischen Wirtschaft wirksam zu be-
gegnen, ist der Aufbau eines funktio-
nierenden österreichischen Kapital-
marktes vorrangig. Dazu sind auch
gesellschaftsrechtliche Reformen,
wie die Schaffung der Klein-AG nach
Schweizer Vorbild und eine Reform
des Börsenwesens mit starkem Kon-
trollmechanismus erforderlich.

5. Monopole und marktbeherr-
schende Macht sind mit dem Modell
einer fairen Marktwirtschaft unver-
einbar.

6. Durch echte Privatisierung, durch
den Rückzug der politischen Parteien
und Verbände aus der Wirtschaft,

durch die Reduzierung des Einflusses
der Interessensvertretungen und
durch ihre Beschränkung auf ihre ei-
gentlichen Aufgaben soll die Herr-
schaft der Parteifunktionäre in der
staatsnahen Wirtschaft abgeschafft
werden.

� Artikel 4
Faire Marktwirtschaft strebt eine
Unternehmenskultur an, in der Be-
triebsverfassungen und Beteiligungs-
modelle eine verantwortliche Part-
nerschaft zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern regeln.

1. Statt fremdbestimmter Unterneh-
mensentscheidungen durch Kam-
mern und Verbände wird eine von
verantwortlicher Partnerschaft getra-
gene Unternehmenskultur ange-
strebt, die insbesondere über Be-
triebsverfassungen verwirklicht wird.
Diese Beteiligungsmodelle sollen die
Verantwortlichkeit der Mitarbeiter er-
halten und deren Leistungsbereit-
schaft steigern.

2. Unternehmensverfassungen im
Sinne betrieblicher Partnerschaft zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitneh-

mern gebührt eine Aufwertung
gegenüber zentralistisch-bürokrati-
schen Kollektivvereinbarungen. Kol-
lektivverträge sollen nur noch Ver-
trags-Bausteine über Löhne, Arbeits-
zeit und Sozialleistungen usw. regeln,
die im Rahmen der Unternehmens-
verfassungen nach den konkreten
Umständen im Unternehmen durch
Betriebsvereinbarungen zusammen-
gestellt werden.

3. Kammern und Verbände sind auf
ihre Kernaufgaben zu beschränken
und durch freiwillige Mitgliedschaft
zu bilden. Die Kontrollrechte ihrer
Mitglieder sind zu verstärken.

� Artikel 5
Faire Marktwirtschaft verlangt nie-
drige Steuern und Abgaben für
Unternehmen und Mitarbeiter. Statt
dirigistischer Subventionen sollen
steuerliche Begünstigungen Investi-
tionen fördern.

1. Die Sicherstellung der Wettbe-
werbsfähigkeit der klein- und mittel-
ständischen Unternehmen, die das
Rückgrat der österr. Wirtschaft bil-
den, genießt wirtschaftspolitischen

Vorrang. Die klein- und mittelständi-
sche Wirtschaft ermöglicht hohe Fle-
xibilität, Krisensicherheit und die Ent-
faltung unternehmerischer Initiati-
ven auf breiter Grundlage.

2. Die Abgabenlast drückt die Eigen-
finanzierungskraft der Unternehmen
und treibt sie vor dem Hintergrund
immer kürzerer Investitionszyklen in
die Fremdkapitalfalle. Daher ist die Ei-
genkapitalbildung, zum Beispiel
durch die Steuerbefreiung für nicht-
entnommene Gewinne, massiv zu
unterstürzen.

3. Statt wettbewerbsverzerrender
Subventionen und Förderungen, die
nur Abhängigkeiten schaffen, sind
die Unternehmen durch Senkung
der Abgabenquote zu entlasten.

� Artikel 6
Eine grundlegende und tiefgreifende
Verwaltungsreform führt zu einem
schlanken und nach privatwirtschaft-
lichen Vorbildern gestalteten Staat.
Dadurch wird ein finanzieller Spiel-
raum eröffnet, der zur Senkung der
Abgabenquote und zur Entlastung
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der erwerbstätigen Bevölkerung (Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer) ge-
nutzt werden soll.

1. Der öffentliche Dienstleistungsbe-
reich ist einer der aufwendigsten
Teile des geschürzten Sektors, für den
der Staat einen stetig größeren Anteil
seiner Einnahmen ausgibt. Zusätzlich
ist er Selbstbedienungsladen und
Versorgungsanstalt für politische Par-
teien und ihre Vorfeldorganisatio-
nen.

2. Flexibilisierung der Arbeitswelt
darf vor staatlichen Betrieben nicht
Halt machen. Nicht obrigkeitsstaatli-
che Mentalität, sondern Dienst am
Kunden müssen den Zugang zur Ver-
waltung kennzeichnen.

3. Einsparungspotentiale im öffent-
lichen Bereich sind durch den massi-
ven Abbau der Regelungsdichte,
durch Entbürokratisierung, durch die
Einführung der Kostenrechnung,
durch eine bessere und objektivere
Auswahl der Führungsorgane, durch
Verfahrenskonzentrationen und -ver-
einfachungen, durch Entscheidungs-
delegierung, durch Anreize für ko-

stensparende Verwaltung (Budget-
Centers) und dergleichen, zu verwirk-
lichen.
4. Zur Bewältigung gemeinwirt-
schaftlicher Aufgaben, die auch in
Zukunft von der öffentlichen Hand
besorgt werden, bedarf es einer ratio-
nellen und kostengünstigen Organi-
sationsstruktur.

5. Eine langfristige Rücknahme der
Steuer- und Abgabenquote und die
Vereinfachung des Steuersystems
sind Voraussetzungen für eine
zweite Gründerzeit in Österreich.

� Artikel 7
Faire Marktwirtschaft stellt sich den
Herausforderungen der technologi-
schen Revolution. Alle Rahmenbe-
dingungen sind so zu gestalten, daß
die heimischen Unternehmen inter-
national führende Positionen in den
Schlüsseltechnologien des 21. Jahr-
hunderts (Telekommunikation, Da-
tenverarbeitung und -transport usw.)
aufbauen können. Dazu gehört ins-
besondere die Intensivierung von
Forschung und Entwicklung.

1. Eine starke in die Zukunft gerich-

tete Wirtschaftspolitik hat durch die
Intensivierung von Forschung und
Entwicklung neuer Technologien
neue Märkte und damit neue Arbeits-
plätze zu fördern. Technologische In-
novation ist die Voraussetzung für
die Schaffung neuer Arbeitsplätze
und die Sicherung eines hohen Lohn-
niveaus.

2. Die Bildungspolitik hat sich auf die
neuen Qualifikationserfordernisse
einzustellen. Die Qualität der Fachar-
beiterausbildung ist zu heben. Das
duale System in der Lehrlingsausbil-
dung muß durch praxisbezogene Re-
formen lebensfähig erhalten werden.
Dem lebenslangen Lernen muß in
der Bildungspolitik stärkere Bedeu-
tung beigemessen werden.

� Artikel 8
Unbeschränkte Zuwanderung führt
zu gravierenden Verzerrungen des
Arbeitsmarktes und zu massivem
Lohndruck. Hohe Arbeitslosenzah-
len gestatten daher keine Zuwande-
rung von Arbeitskräften mit nicht
nachgefragten Qualifikationen.
Österreich ist kein Einwanderungs-
land. Der Lohndruck und die Teue-

rung auf dem Wohnungsmarkt, die
sich aus der unkontrollierten Einwan-
derung ergeben, stellen eine Verzer-
rung des Arbeits- und des Woh-
nungsmarktes dar, die den sozialen
Frieden gefährden. Für Saisonbe-
triebe soll durch ein Saisonniere-Mo-
dell die limitierte und befristete Be-
schäftigung von Ausländern möglich
sein.
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� Artikel 1
Eine humane Gesellschaft ist eine Risi-
kogemeinschaft, in der Solidarität effi-
zient und gerecht ausgeübt werden
soll. Aufgaben dieser solidarischen Ri-
sikogemeinschaft sind die Herstel-
lung von Chancengerechtigkeit, das
Ausgleichen von Risiken und die Ver-
hinderung von existentiellen Notla-
gen.

1. Die Herstellung von Chancenge-
rechtigkeit trägt dem Umstand Rech-
nung, daß in einer pluralistischen Ge-
sellschaft das Vorhandensein von ver-
schiedenen Schichten und Gruppie-
rungen natürliches Ergebnis unter-
schiedlicher Entwicklungen der Men-
schen ist. Die Herstellung von Chan-
cengerechtigkeit bedeutet keine
Gleichmacherei, sondern ist vielmehr
ein Angebot, das auf Grund der per-
sönlichen Entscheidung des Einzel-
nen genutzt werden kann. Diese Ent-
scheidung setzt allerdings die Abdek-
kung fundamentaler Lebensbedürf-

nisse voraus. Chancengerechtigkeit
heißt auch gleiche Einstufungs- und
Aufstiegsmöglichkeiten bei gleicher
Qualifikation für Frauen im Berufsle-
ben sowie Beseitigung der Lohn-
unterschiede von Frauen und Män-
nern bei gleichwertiger Arbeit.

2. Die Hauptrisiken sind in Art. 2 de-
monstrativ aufgelistet. Deren solidari-
scher Ausgleich ist ein wesentliches
Anliegen freiheitlicher Sozialpolitik.
Diese soll soziale Sicherheit im Anlaß-
fall schaffen.

3. Die Verhinderung existentieller
Notlagen stellt nicht nur auf physi-
sche Notsituationen ab, sondern
auch auf die Sicherstellung von Min-
destlebensbedingungen.

� Artikel 2
Unter den von einer solidarischen Ge-
meinschaft abzudeckenden Risiken
sind insbesondere Alter, Krankheit
und Unfall, Pflegebedürftigkeit und

Behinderung, Arbeitslosigkeit und
schwere Formen von Benachteiligun-
gen und Schicksalsschlägen zu nen-
nen. Jedes System der sozialen Ab-
deckung von Risiken muß laufend auf
seine Treffsicherheit hin überprüft
werden. Das politische Ziel der sozia-
len Treffsicherheit erfordert ein Abge-
hen von der Vorstellung des Betreu-
ungsstaates, der seine Sozialleistun-
gen nach dem Gießkannenprinzip
verteilt. Das System des sozialen
Wohlfahrtsstaates kann nur aufrech-
terhalten werden, wenn die Streuung
der Leistungen nach den Prioritäten
der sozialen Bedürftigkeit erfolgt.

� Artikel 3
Eine besondere Herausforderung für
eine solidarische Risikogemeinschaft
ist die Solidarität zwischen den Gene-
rationen. Ein vorrangiges Staatsziel ist
eine Altersversorgung für einen gesi-
cherten und würdigen Lebensabend.
Dazu muß der Staat das Funktionie-
ren des Generationenvertrages ge-
währleisten.

1. Die Altersversorgung für einen gesi-
cherten und würdigen Lebensabend
soll nach dem "Drei-Säulen-Modell"

durch eine staatliche, durch betriebli-
che und durch eine private Vorsorge
gestaltet werden.

2. Die staatliche Pensionsvorsorge
darf keinerlei Sonderpensionsrechte
für privilegierte Gruppen (Politiker,
Funktionäre bei Kammern und Inter-
essensvertretungen, Bedienstete
halbstaatlicher und staatlicher Unter-
nehmen, usw.) mehr zulassen. Das
tatsächliche Pensionsantrittsalter ist
an das gesetzliche Pensionsalter her-
anzuführen.

3. Als finanzieller Vorgriff zu Lasten
künftiger Generationen ist die hem-
mungslose Verschuldungspolitik der
vergangenen Jahrzehnte zu sehen.
Darüber hinaus stellt auch die Unfä-
higkeit der zeitgerechten Umstellung
der Pensionssysteme zur Sicherung ih-
rer künftigen Finanzierbarkeit eine
verantwortungslose Belastung künfti-
ger Generationen dar. Finanzelle Vor-
griffe zu Lasten künftiger Generatio-
nen werden daher abgelehnt.

4. Zur Sicherung des Generationen-
vertrages gehört auch eine Familien-
politik, die kinderreiche Familien deut-
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lich besserstellt.

� Artikel 4
Die Wahrnehmung sozialer Aufga-
ben muß eigenverantwortlich nach
dem Subsidiaritätsprinzip erfolgen:
vom Einzelnen, von der Familie, von
Selbsthilfe- und Selbstverwaltungsein-
richtungen, von Betrieben und Reli-
gions-gemeinschaften. Ein bürgerna-
hes Sozialsystem leistet problemge-
rechte Hilfe zur Selbsthilfe in über-
schaubaren Einheiten. Die letzte Ver-
antwortung für die soziale Wohlfahrt
ist vom Staat zu tragen, der auch den
Mißbrauch der sozialen Wohlfahrt zu
bekämpfen hat.
1. Erfahrungsgemäß leidet die soziale
Treffsicherheit, je mehr Aufgaben der
Sozialpolitik von zentralistischen
staatlichen Einrichtungen wahrge-
nommen werden. Daher sollten nach
Möglichkeit Probleme der Daseinsbe-
wältigung durch den Betroffenen
und durch kleine soziale Einheiten
autonom gelöst werden. Dies schafft
Unabhängigkeit und Geborgenheit.

2. Die Förderung derartiger kleiner so-
zialer Einheiten ist für den Staat ko-
stengünstiger als die staatliche Ver-

waltung sozialer Probleme, und
schafft darüber hinaus für die Betrof-
fenen ein Klima der gemeinschaft-
lichen Verantwortlichkeit.

3. Der Staat als letztverantwortliche
Organisationsform der Risikogemein-
schaft soll hierbei lediglich eine
Grundversorgung gewährleisten, die
die eigenverantwortliche Vorsorge
ergänzt und vervollständigt.

4. Die staatlichen Sozialversicherungs-
anstalten sollen zusammengelegt
werden. Dies und ein tiefgreifender
Verwaltungsabbau sowie die massive
Streichung von Funktionärsprivile-
gien bewirken Einsparungspotentiale
zugunsten der Versicherten.

5. Der Mißbrauch der staatlichen
Wohlfahrt stellt als Vergehen gegen
die Solidarität mit den sozial Bedürfti-
gen und gegen die Beitragszahler
eine Sonderform der Kriminalität dar,
die zum Teil durch eine nachlässige
Verwaltung provoziert oder gar be-
günstigt wird. Soziale Gerechtigkeit
erfordert daher die wirksame Be-
kämpfung des Mißbrauchs von Sozial-
leistungen.

� Artikel 1
Die Familie, geprägt durch die gegen-
seitige Verantwortung der Generatio-
nen und der Partner zueinander, ist
wichtigste soziale Grundlage einer
freiheitlichen Gesellschaft. Durch das
Kind wird eine Lebensgemeinschaft
von Mann und Frau zur Familie. Die
Wesensfunktionen der Familie beste-
hen in der Erziehung ihrer Kinder und
der generationenübergreifenden Für-
sorge.

1. Die Familie beruht auf einer Lebens-
gemeinschaft von Mann und Frau,
deren besondere gesellschaftliche
Anerkennung durch das Institut der
Ehe ausgedrückt wird. Die Familie ist
eine natürliche Lebensgemeinschaft
mit Kindern, wobei die Lebensge-
meinschaft eines alleinerziehenden
Elternteiles mit Kind ebenfalls als Fa-
milie anzusehen ist. Bestrebungen,
gleichgeschlechtliche Partnerschaf-
ten Familien gleichzustellen, werden
abgelehnt.

2. Die für Kinder notwendige Gebor-
genheit soll die Familie als natürliche
Gemeinschaft vermitteln. Keine Ein-
richtung des Staates vermag, die Fa-
milie in ihrer Funktion vollwertig zu er-
setzen.

3. Familiäre Fürsorge- und Beistands-
pflichten bestehen nicht nur im El-
tern/Kind-Verhältnis, sondern auch
generationenübergreifend im Ver-
hältnis zu allen anderen Familienmit-
gliedern.

� Artikel 2
Der Staat hat nicht nur die Autonomie
der Familie zu respektieren, sondern
hat ihr als Institution besonderen
Schutz angedeihen zu lassen. Jeder
Form der privaten oder staatlichen
Diskriminierung muß entschieden
entgegengetreten werden.

1. Formen privater und staatlicher Dis-
kriminierung, insbesondere kinderrei-
cher Familien, ergeben sich aus dem
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Steuerrecht, bei der Vergabe und Zu-
teilung von Wohnungen, durch
starre familienfeindliche Arbeitszeitre-
gelungen, durch fehlende Kinderbe-
treuungseinrichtungen, durch Tarif-
gestaltungen, usw.

2. In der Wohnbauförderung sollten
Projekte gefördert werden, die auf
das Zusammenleben mehrerer Gene-
rationen ausgerichtet sind.

3. Private und öffentliche Kinderbe-
treuungseinrichtungen sowie die Be-
treuung der Kinder in der Familie sind
gleichwertig zu behandeln und zu
fördern. Möglichkeit dazu bietet der
Kinderbetreuungsscheck.

� Artikel 3
Wegen des höheren materiellen Auf-
wandes einer Familie ist ihre staatli-
che Besserstellung im Steuerrecht, im
Sozialrecht und bei den Gebühren-
und Tarifsystemen gerechtfertigt.
Diese Besserstellung rechtfertigt sich
insbesondere durch den Beitrag der
Familie zum Funktionieren des Gene-
rationenvertrages.

1. Die Freiheitliche Bewegung fordert

zur steuerrechtlichen Besserstellung
der Familien und zur Sicherstellung ei-
nes steuerfreien Existenzminimums
für alle Familienmitglieder die Einfüh-
rung des "Familiensplittings" bei der
Ermittlung der Abgabenlast. Im Sozi-
alrecht muß der Beitrag der Familien
zur Sicherung des Generationenver-
trages durch eine abgestufte Vermin-
derung der Abgabenlast Berücksichti-
gung finden.

2. Bei der Gebühren- und Tarifgestal-
tung sind familienfreundliche Mo-
delle zu bevorzugen.

3. Zur Erleichterung der Kinderbe-
treuung in der Familie sollten Auf-
wendungen für Tagesmütter bzw. -
väter, private Kinderkrippen, Haus-
haltshilfen und dergleichen steuerlich
absetzbar sein.

� Artikel 4
Wo das Versagen der Familie zu einer
massiven Beeinträchtigung des Kin-
deswohles führt, rechtfertigt der
Schutzauftrag des Staates den Eingriff
in die familiäre Autonomie.

1. Der Staat hat insbesondere bei se-
xuellem Mißbrauch, Mißhandlungen,
Verwahrlosungen und dergleichen in
erster Linie das Kindeswohl zu beach-
ten. Das Kind bedarf in diesen und
ähnlichen Fällen des dringenden
Schutzes durch den Staat. Dies ändert
aber nichts an der subjektiven Verant-
wortung des gesellschaftlichen Um-
feldes, in dem Gewalthandlungen ge-
gen Kinder stattfinden.

2. Die strafrechtlichen Bestimmungen
sind bei Straftaten gegen Kinder deut-
lich zu verschärfen, um auch eine Ver-
hältnismäßigkeit zu den Strafdrohun-
gen anderer Delikte, etwa den Ver-
mögensdelikten, herzustellen (vgl.
Kap. IX, Art. 3).

� Artikel 5
Zeiten der Kindererziehung und der
Angehörigenpflege und -betreuung
sind als Familienarbeitsleistungen für
die Begründung und die Ermittlung
des Anspruches auf eine Alterspen-
sion jeder anderen Form von Berufs-
und Erwerbstätigkeit gleichzuhalten.
Es ist kein Kennzeichen einer familien-
freundlichen Sozialpolitik, wenn in zu-
nehmendem Maße vor allem Frauen

nach Zeiten der Kindererziehung
oder der Pflege Angehöriger im Alter
selbst unter die Armutsgrenze fallen
oder sozial bedürftig werden. Die Zei-
ten der Kindererziehung und der Be-
treuung und Pflege Angehöriger soll-
ten daher pensionsbegründend und
für die Errechnung der Pensionen an-
zuerkennen sein.
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� Artikel 1
Zur Absicherung der natürlichen Le-
bensgrundlagen (Luft, Wasser, Bo-
den, Pflanzen- und Tierwelt) kommen-
der Generationen bedarf es eines
"ökologischen Generationenvertra-
ges", welcher die Beachtung des
Grundsatzes der Nachhaltigkeit vor-
aussetzt.

1. Die Vorsorge für künftige Genera-
tionen verlangt, der weiteren Zerstö-
rung der natürlichen Lebensgrundla-
gen Einhalt zu gebieten, und begrün-
det die Pflicht zur Erhaltung einer in-
takten Umwelt. Die daraus resultie-
renden Pflichten sollen in einem "Öko-
logischen Generationenvertrag" fest-
geschrieben werden.

2. In der Erkenntnis, daß die Mensch-
heit als Teil der Natur nur dann Zu-
kunft hat, wenn die Natur und die na-
türlichen Ressourcen erhalten wer-
den, sind neue Strategien zur Verbes-
serung der menschlichen Lebensqua-
lität und Lösungsansätze erforderlich,

um der ungeheuren Inanspruch-
nahme der Umwelt entgegenzuwir-
ken.

3. Das Prinzip der Nachhaltigkeit be-
sagt, daß in einem bestimmten Zei-
traum nur so viel an natürlichen
Ressourcen verbraucht werden darf,
wie gleichzeitig erneuert wird.

4. Grundsätze zur Erhaltung der intak-
ten Umwelt als Überlebensprinzip
sind mit entsprechenden ökonomi-
schen Regelungen wie der Ökobilan-
zierung, Umwelthaftung sowie der
Einrechnung ökologischer Faktoren
in die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung zu einem "Ökologischen
Generationenvertrag" zu koppeln.

� Artikel 2
Um langfristige stabile Ökosysteme,
ihre genetische Vielfalt, die evolutio-
nären Entwicklungsmöglichkeiten
und ihre stoffliche Leistungsfähigkeit
als Grundlage für jegliches Leben er-
halten zu können, müssen Ressour-

cenverbrauch und Umweltver-
schmutzung einen marktkonformen
Preis erhalten.

1. Derzeit besteht ein grundsätzlicher
Widerspruch zwischen den gleichzei-
tig proklamierten Forderungen nach
(industriellem) Wohlstandswachstum
und der Schonung der Umwelt. Um
diesen Widerspruch aufzulösen, muß
man die Marktmechanismen für die
Umwelt wirksam werden lassen. Die
Kosten und Preise müssen die ökono-
mische und ökologische Wahrheit
ausdrücken.

2. Derzeit bringt der Raubbau an der
Natur Gewinn, Umweltschonung hin-
gegen bringt noch immer kurzfristig
wirtschaftliche Nachteile mit sich. Die
bestehenden Instrumente der Um-
weltpolitik dienen lediglich der Scha-
densbegrenzung bzw. der Umwelt-
Reparatur. Die Maßnahmen, die zum
Schutz der Umwelt bisher gesetzt
wurden und noch immer gesetzt wer-
den, sind fast ausschließlich dem
nachsorgenden Umweltschutz zuzu-
ordnen.

� Artikel 3
Um Kostenanreize zur Erhaltung der
grundlegenden Stabilität der Bio-
sphäre zu schaffen, welche durch
Rohstoffverbrauch, Energiebedarf,
Landschaftskonsum und Nutztierhal-
tung gefährdet wird, ist die Ökologi-
sierung des Steuersystems erforder-
lich. Der Faktor Arbeit muß billiger
und der Faktor Umwelt muß teurer
werden.

1. Die Etablierung eines ökologischen
Steuersystems ist der erste Schritt in
Richtung Anerkennung und Erhalt in-
takter Lebensgrundlagen für die kom-
menden Generationen.

2. Eine Verteuerung des Faktors Um-
welt wird über "Ökosteuern" erreicht.
Die "Ökosteuer" kann somit als Len-
kungsabgabe verstanden werden.
Die Sicherung der Produktions-,
Wachstums- und Entwicklungspoten-
tiale erneuerbarer Rohstoffe und der
Erhalt der Aufnahmefähigkeit der
Ökosysteme sind Grundlage für in-
takte Lebensbedingungen der nach-
kommenden Generationen. Ökono-
mische Entscheidungen müssen da-
her auf diesem Grundsatz beruhen.
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3. Ein "ökologisches Steuersystem"
sieht Steuern/Abgaben/Gebühren
für Güter und Erzeugungsverfahren
vor, die Umweltbelastungen verursa-
chen. Die Einhebung erfolgt aufkom-
mensneutral, d. h. im gleichen Maß,
wie Umweltabgaben eingehoben
werden, werden auf der anderen
Seite beispielsweise die lohnabhän-
gigen Steuern verringert. Der Len-
kungseffekt von Ökosteuern schafft
für Produzenten und Konsumenten
gleichermaßen den finanziellen An-
reiz, Schadstoffe zu verringern.

4. Eine Ökosteuer als Lenkungsab-
gabe bringt verschiedene Vorteile: 
� Die Verbilligung der mensch-

ichen Arbeitskraft bringt eine
Entlastung für den Arbeits-
markt.

� Industrie und Gewerbe erhal-
ten neue Chancen, Innovatio-
nen auf dem Markt zu plazie
ren.

� Die Einführung von Ökosteu-
ern ermöglicht es, andere 
Steuern ersatzlos zu strei-
chen. Umweltschädliche Pro-
dukte und Produktionswei
sen rechnen sich nicht mehr.

5. Branchenspezifische Wettbe-
werbsnachteile sind in einer
Übergangsphase bis zur Errei-
chung der internationalen An-
gleichung abzugelten.

� Artikel 4
In der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung müssen die nega-
tiven Auswirkungen der Folgeko-
sten von Umweltschäden ausge-
wiesen werden.

1. Umweltindikatoren innerhalb
des traditionellen Bruttosozial-
produktes (BSP) würden das Zu-
standekommen des Wirtschafts-
wachstums durch negative Ef-
fekte - verbunden mit hohen
Schadenssanierungskosten - dar-
stellen und ein vollkommen ande-
res Bild unserer Volkswirtschaft
liefern.

2. Ist auf Grund der erweiterten
Berechnungen des BSP der
wahre Zustand einer Volkswirt-
schaft dokumentiert, so ergibt
sich zwingend der Einsatz von
Lenkungsmaßnahmen.

� Artikel 1
Der Weiterbestand eines freien
und leistungsfähigen Bauern-
tums ist Voraussetzung für den
Erhalt der natürlichen Existenz-
grundlagen (Luft, Wasser, Boden,
Pflanzen- und Tierwelt) und der
gewachsenen Landeskultur. Eine
flächengebundene land- und
forstwirtschaftliche Produktion
nimmt auf das kleinräumige na-
türliche Gleichgewicht Rücksicht,
schont die natürlichen
Ressourcen und schafft die für
Österreich typische bäuerliche
Kultur- und Erholungslandschaft.

1. Der Erhalt gesunder Böden
und Wälder sowie reiner Gewäs-
ser stellt die Grundlage für die Er-
zeugung gesunder Nahrungsmit-
tel im Rahmen einer flächenge-
bundenen und naturnahen Land-
und Forstwirtschaft dar. Die hei-
mische Landwirtschaft leistet ei-
nen erheblichen Beitrag zu einer

gesicherten und gesunden Er-
nährung der Bevölkerung.

2. Die österreichische Kulturland-
schaft wurde über Jahrhunderte
durch die bäuerliche Bearbeitung
kultiviert und geprägt. Sie bildet
gemeinsam mit den ländlichen
Siedlungsformen, den Nutztierar-
ten, den Bewirtschaftungsformen
und dem ländlichen Brauchtum
die Landeskultur, welche in ihrer
regionalen Vielfalt zum kulturel-
len Reichtum Österreichs bei-
trägt.

3. Als Erholungslandschaft und
natürlicher Schutzraum fallen der
bäuerlichen Kulturlandschaft zu-
sätzliche Aufgaben im Interesse
der Allgemeinheit zu. Die Erhal-
tung der natürlichen Existenz-
grundlagen und der Landeskul-
tur ist nur über einen leistungsfä-
higen und freien Bauernstand zu
erzielen. Es besteht daher ein
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massives öffentliches Interesse an
der Existenzsicherung des öster-
reichischen Bauerntums.

� Artikel 2
Abgesehen von der land- und
forstwirtschaftlichen Produktion,
hat das Bauerntum eine beson-
dere volkswirtschaftliche Bedeu-
tung für die Erhaltung der Kultur-
landschaft, den Schutz der alpi-
nen Siedlungsräume, für die Ei-
genversorgung mit gesunden Le-
bensmitteln, für die Krisenvor-
sorge und für die Erhaltung der
Landeskultur. Diese Leistungen
für die Allgemeinheit sollen
durch verfassungsgesetzlich ge-
währleistete Direktzahlungen ab-
gegolten werden. Dies erfordert
weiters eine Re-Nationalisierung
der land- und forstwirtschaft-
lichen EU-Zuständigkeiten an
den Bund und an die Länder.

1. Derzeit werden die Leistungen
der Bauern für die Allgemeinheit
nicht über die landwirtschaft-
lichen Produktpreise abgegolten.
Zumeist sind diese Preise nicht
einmal kostendeckend. Die Frei-

heitliche Bewegung verlangt da-
her die Abgeltung der gemein-
nützigen Leistungen der Bauern
durch gesetzlich garantierte jähr-
liche Direktzahlungen. Diese Zah-
lungen sollen sich an der Größe
und Lage des bäuerlichen Betrie-
bes orientieren und auf eine na-
turnahe flächenbezogene Pro-
duktionsform abstellen.

2. Eine naturnahe Produktion
schließt den massiven Einsatz von
Chemie genauso aus wie die
Möglichkeiten der Genmanipula-
tion. An der Erhaltung alter bäu-
erlicher Tierrassen und Pflanzens-
orten als genetische Reserven be-
steht ebenfalls ein öffentliches
Interesse.

3. Die Agrarpolitik der EU steht
den erklärten Zielen der Erhal-
tung der herkömmlichen bäuer-
lichen Struktur und einer natur-
nahen, flächenbezogenen Pro-
duktionsweise entgegen. Um die
österreichische Landwirtschaft
insbesondere vor dem durch die
geplante Osterweiterung zu er-
wartenden finanziellen Kollaps

zu bewahren, ist daher dringend
eine Re-Nationalisierung der
Agrarpolitik anzustreben.

� Artikel 3
Der Arbeitsplatz Bauernhof muß
erhalten bleiben. Dabei ist die
Struktur der bäuerlichen Fami-
lienbetriebe als Vollerwerbsbe-
triebe besonders zu schürzen,
wobei den Nebenerwerbsbauern
keine Nachteile entstehen dür-
fen. Der fortschreitenden Entwik-
klung zum bäuerlichen Nebener-
werbsbetrieb oder zur Hofauflas-
sung muß Einhalt geboten wer-
den.

1. Der Arbeitsplatz Bauernhof ge-
winnt angesichts der angespann-
ten Arbeitsmarktsituation als
Vollerwerbsbetrieb eine weitere
Bedeutung. Der bäuerliche Fami-
lienbetrieb muß über eine deutli-
che Verbesserung der sozialrecht-
lichen Stellung der Bäuerin und
eine Verbesserung des Betriebs-
hilfewesens gefördert werden.

2. Die Attraktivität des Bauernho-
fes als Arbeitsplatz sollte auch

durch die Erleichterung der Di-
rektvermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen gestei-
gert werden. Zusätzliche regio-
nale Wertschöpfungseffekte kön-
nen über die Förderung der Er-
zeugung von Bioenergie (Bio-
masse, Biogas, Rapsöl u. dgl.) ge-
fördert werden.

3. In Österreich hat die nachhal-
tige Waldnutzung eine lange Tra-
dition. Als selbstregenerierender
Rohstofflieferant ist der Wald
Grundlage eines bedeutenden
Wirtschaftszweiges.
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� Artikel 1
Kultur ist die Gesamtheit aller zivi-
lisatorischen Ausdrucksformen.
Ihre höchste schöpferische Aus-
drucksform ist die Kunst, die in ei-
ner freiheitlichen Gesellschaft kei-
ner Beschränkung unterliegt.

1. Kultur ist nach freiheitlichem
Verständnis ein Überbegriff, der
die künstlerische Betätigung und
ihr Ergebnis einschließt.

2. Da jeder Mensch für sich selbst
klärt, was er als künstlerischen
Ausdruck betrachtet, läßt sich
Kunst im materiellen Sinne nicht
allgemeingültig und ausschließ-
lich definieren. Eine begriffliche
Festlegung würde den Anspruch
der Kunst auf volle innere und äu-
ßere Freiheit einengen.

3. Der unverzichtbare Anspruch
auf volle innere und äußere Frei-
heit der Kunst wird nur durch die

allgemeingültige Rechtsordnung
eingeschränkt. In einer demokra-
tischen Gesellschaft unterliegt
jede künstlerische Ausdrucksform
der uneingeschränkten Freiheit
der Kritik.

� Artikel 2
Die Sprache ist die wichtigste Trä-
gerin des kulturellen Ausdruckes.
Sie ist daher besonders zu pfle-
gen. Die Freiheitliche Bewegung
betont die Zugehörigkeit der
Österreicher zu der durch ihre je-
weilige Muttersprache vorgege-
benen Kulturgemeinschaft; für
die überwiegende Mehrheit der
Österreicher also die deutsche.

1. Die Muttersprache ist das Er-
gebnis einer biographischen und
familiären Prägung. Sie ist daher
die Sprache, in der man denkt,
fühlt und träumt. Die jeweilige
Muttersprache ist daher als Trä-
gerin des kulturellen Ausdruckes

das bestimmende Kriterium der
Zuordnung zu einer größeren
Kulturgemeinschaft. Da die Mehr-
heit der Österreicher die Staats-
sprache Deutsch (vgl. Art. 8 B-VG)
als Muttersprache spricht, ergibt
sich daraus ihre Zugehörigkeit
zur deutschen Kulturgemein-
schaft.

2. Der Schutz und die Pflege der
Sprache sind eine öffentliche Auf-
gabe; eine entsprechende Gesetz-
gebung ist anzustreben.

� Artikel 3
Aus Ehrfurcht vor den künstleri-
schen Leistungen und kulturellen
Errungenschaften früherer Gene-
rationen ist es eine gesamtgesell-
schaftliche und staatliche Auf-
gabe, das vielfältige und große
kulturelle Erbe Österreichs zu be-
wahren. Dabei kommt den
Bundesländern als Trägern einer
Kulturautonomie eine besondere
Verantwortung zu.

1. Die künstlerischen Leistungen

früherer Generationen sind durch
die Tradition kulturelles Erbe ge-
worden. Hierzu gehören neben
der Hochkultur auch die vielfälti-
gen Ausprägungen der Volkskul-
tur.

2. Der gesamtgesellschaftlichen
und staatlichen Aufgaben der Er-
haltung dieses kulturellen Erbes
und der Sicherung der zumeist re-
gionalen kulturellen Identität ste-
hen alle Bestrebungen kultureller
Nivellierung oder verordneter
Multikultur entgegen und wer-
den daher abgelehnt.

3. Die Sicherung des kulturellen
Erbes erfordert in infrastrukturel-
ler Hinsicht die Erhaltung der gro-
ßen und anerkannten Bühnen für
Sprech- und Musiktheater, der
Konzertsäle, der Museen und
Sammlungen und der Kultur-
denkmäler.

� Artikel 4
Kunst ist Privatsache. Der Staat
darf über seine Kunstpolitik keine
Geschmacksbevormundung, poli-
tische Instrumentalisierung und
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Subventionsgängelung betrei-
ben. Statt dessen hat der Staat für
Rahmenbedingungen zur Ge-
währleistung der Freiheit der
Kunst und ihrer Vielfalt sowie für
infrastrukturelle Grundlagen zur
künstlerischen Entfaltung zu sor-
gen.

1. Da ästhetisches Empfinden
ausschließlich dem Individuum ei-
gen ist und keinesfalls einer Insti-
tution, ist Kunst Privatsache. Die
Freiheitliche Bewegung plädiert
für ein privates Mäzenatentum,
das über steuerliche Anreize den
Kunstmarkt stimuliert.

2. Über die Steuerungsmechanis-
men der Subventionsgewährung,
Kunstförderung und der Ankaufs-
politik werden Künstler gegän-
gelt und politisch instrumentali-
siert. Dies hat eine speziell in
Österreich herausgebildete Form
des Staatskünstlertums zur Folge.
Dadurch wird die Freiheit der
Kunst schwerwiegend einge-
schränkt.

3. Der Staat hat seine Kunstförde-

rung auf die Schaffung von Rah-
menbedingungen und infrastruk-
turellen Einrichtungen zu be-
schränken. Diese sollten insbe-
sondere Kunsthochschulen, Kon-
servatorien und Musikhochschu-
len, Galerien und Ausstellungs-
räumlichkeiten, öffentliche Bür-
den und Konzertsäle, Werkräume
und Starthilfen für Jungkünstler
umfassen.
4. Eine besondere Verantwor-
tung hat der Staat, die entspre-
chenden Bedingungen für eine
freie Entwicklung der modernen
Kunstformen aus Musik, Film,
Fernsehen u.a., die vor allem die
jüngeren Generationen anspre-
chen, zu garantieren. Eine zeitge-
mäße Kulturpolitik kann sich
nicht nur auf das Bewahren der
traditionellen Kulturgüter be-
schränken.

� Artikel 1
Es besteht ein Grundrecht auf Bil-
dung. Sie ist das kulturelle Instru-
ment zur Herstellung von Chan-
cengerechtigkeit, zur Ausübung
von Freiheit und zur Teilnahme
am demokratischen Leben. Sie
dient der Persönlichkeitsentfal-
tung ebenso, wie sie zu verant-
wortlichem Handeln befähigt. Als
Berufsvorbildung ist sie eine ent-
scheidende Voraussetzung für
die Existenzsicherung des Einzel-
nen und für die Erhaltung der
Wettbewerbsfähigkeit der öster-
reichischen Wirtschaft.

1. Der Staat hat sicherzustellen,
daß dem Grundrecht auf Bildung
durch ein breit gefächertes Ange-
bot an qualifiziert hochstehen-
den Bildungseinrichtungen ent-
sprochen wird. Dabei sollen auch
private Einrichtungen unterstürzt
werden, um mit den öffentlichen
Unterrichtsanstalten in einen

qualitätsfördernden Wettbewerb
zu treten.

2. Das österreichische Bildungssy-
stem darf gesellschaftspolitisch
weder auf das Bewahren alles
Überkommenen, noch auf das
Verändern um jeden Preis ausge-
legt sein, sondern soll Menschen
heranbilden, die über ihre Zu-
kunft frei und vernünftig zu ent-
scheiden vermögen. Persönlich-
keitsbildung und Wissenserwerb
sollen sie in die Lage versetzen,
kulturelle, wirtschaftliche und po-
litische Zusammenhänge zu er-
kennen und verantwortlich mit-
zugestalten. Dafür ist es auch er-
forderlich, das gesamte Bildungs-
system von parteipolitischen Ein-
flüssen zu befreien und Sorge da-
für zu tragen, daß Schulen nicht
zu ideologisch-doktrinären Zwek-
ken mißbraucht werden.

3. Freiheitliche Bildungspolitik
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geht davon aus, daß das Bil-
dungssystem jeder sozialen
Schicht offenstehen muß, nimmt
aber auch an der Erfahrung Maß,
daß nicht alle Menschen gleich
veranlagt sind und daß die Schu-
len demnach keine Einheitsbil-
dung vermitteln können. Es geht
vielmehr darum, Menschen jed-
weder Herkunft in einem geglie-
derten Bildungssystem ihren Be-
gabungen gemäß bestmöglich zu
fördern. Uniforme Strukturen,
wie etwa die Gesamtschule für
alle Zehn- bis Vierzehnjährigen,
sind aus diesem Grunde nicht ziel-
führend und werden abgelehnt.

4. Grundsätzlich ist am Erforder-
nis einer Zweidrittelmehrheit bei
parlamentarischer Beschlußfas-
sung über Schulgesetze in we-
sentlichen Bereichen festzuhal-
ten. Insbesondere in den Berei-
chen der Schulorganisation, des
Privatschulwesens und des Reli-
gionsunterrichtes kommt einer
solchen Regelung große Bedeu-
tung zu.

� Artikel 2
Bei der Organisation des Bil-
dungssystems und bei den Lehr-
zielvorgaben ist auf Überschau-
barkeit, Durchlässigkeit und
Rechtssicherheit zu achten. Lehr-
zielvorgaben haben sich insbe-
sondere am wirtschaftlichen Be-
darf und an der Erhaltung des
kulturellen Erbes auszurichten.
Besondere Bedachtnahme ge-
bührt daher der Ausbildung der
Jugend als soziale, kulturelle und
wirtschaftliche Zukunftsträger.

1. Der Staat hat die Rahmenbe-
dingungen, die Finanzierung und
die grundlegenden Zielvorgaben
für das Bildungssystem festzule-
gen und die Schulaufsicht, insbe-
sondere hinsichtlich der Quali-
tätskontrolle, auszuüben. Alles
weitere kann Gegenstand der
Schulautonomie sein.

2. Unter den Bildungszielen ist
die Beherrschung der Grundkul-
turtechniken für den weiteren Bil-
dungsaufbau Voraussetzung. Die
Lehrzielvorgaben im Ausbil-
dungsbereich haben sich am Be-

darf zu orientieren. Der Stellen-
wert der Facharbeiterausbildung
ist zu heben.

3. Zu den wichtigsten Bildungs-
zielen gehören auch die Pflege
der österreichischen Eigenart
und die Erhaltung des kulturellen
Erbes. Hierin findet die Beibehal-
tung und Förderung humanisti-
scher und musischer Bildungs-
wege ihre Begründung, wobei
auch auf regionale kulturelle Ei-
genarten Rücksicht zu nehmen
ist.

4. Härterer Wettbewerb, Globali-
sierung und neue Technologien
stellen die Jugend vor immer grö-
ßere Herausforderungen. Um ih-
nen gewachsen zu sein, ist es Ziel
freiheitlicher Politik, die Jugend-
lichen als Zukunftsträger modern
und praxisbezogen auszubilden.

� Artikel 3
Die Verantwortung der Eltern für
ihre Kinder und die Erziehung der
Kinder in Familien hat für uns
Freiheitliche Vorrang vor der Er-
ziehung durch staatliche Einrich-

tungen. Daher sollen die Eltern
auch in Bildungsfragen mehr Ein-
fluß nehmen können als bisher.
Der weitere Ausbau der demokra-
tischen Entscheidungsstrukturen
an den Schulen muß diesem
Grundsatz Rechnung tragen. Die
Verantwortung für den Bildungs-
fortgang eines Kindes kann nicht
ausschließlich an die Schule dele-
giert werden und von dieser auch
nicht allein beansprucht werden.
Die Zunahme schulautonomer
Regelungen erlaubt es, die Eltern
stärker als bisher in Entschei-
dungsabläufe einzubeziehen.
Diese Möglichkeit sollte genützt
werden.

� Artikel 4
Freiheitliche Bildungspolitik be-
kennt sich ausdrücklich zum Lei-
stungsprinzip und zu Bildungseli-
ten, weil ohne sie die von Öster-
reich erreichte wirtschaftliche
und kulturelle Stellung in der
Welt nicht gehalten werden
kann. Daraus ergibt sich die For-
derung nach einer breit gefächer-
ten Begabtenförderung und
nach einem Schulsystem, in dem
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Leistung zählt und in dem Schü-
ler, Lehrer und Schulverwaltung
gleichermaßen gefordert sind.

1. Die Bildungspolitik der vergan-
genen Jahrzehnte hat insbeson-
dere durch die verfehlten Schulre-
formen zu einer Senkung des
Ausbildungsniveaus geführt, und
zwar auch im internationalen
Vergleich. Zur Hebung des Aus-
bildungsniveaus und unbescha-
det des Bekenntnisses zu einer
menschlichen Schule, in welcher
Kinder kindgerecht behandelt
werden, stellt die "Kuschelschule"
für die Freiheitlichen kein wün-
schenswertes Zukunftsmodell
dar. Wissen und Können, das mü-
helos erworben wird, und Er-
folge, die sich "ganz von selber"
einstellen, bleiben mangels For-
derung von Leistung meist hinter
den Möglichkeiten der Schüler zu-
rück. Eine bestmögliche Nutzung
der geistigen Anlagen und Inter-
essen ist nur durch Bildungsein-
richtungen gewährleistet, in de-
nen der Leistungsgedanke im
Vordergrund steht.

2. Das erhalt natürlich auch den
Leistungsanspruch an die Lehrer,
denen im gesamten Bildungsge-
schehen nach wie vor eine
Schlüsselstellung zukommt. Da-
her ist die Lehrerausbildung in
fachlicher, pädagogischer und
psychologischer Hinsicht zu ver-
bessern.

3. Die schulische Leistungsbeur-
teilung ist für die Freiheitlichen
unabdingbar. Eine Reform des
Beurteilungssystems darf jedoch
nur unter dem Blickwinkel der
Zweckmäßigkeit, Treffsicherheit
und der Vergleichbarkeit von
Schulleistungen erfolgen. Sie
dient auch dem Leistungsan-
sporn sowie späterhin als eine
der Grundlagen bei Berufseinstel-
lungen. Die Leistungsbeurteilung
hat daher durch eine bundesein-
heitliche und differenzierte, das
heißt mehrstufige Notenskala zu
erfolgen. Abgelehnt wird eine Be-
urteilungsart, welche Leistungs-
unterschiede nicht erkennbar
und einfache Vergleiche nicht
möglich macht.

� Artikel 1
Wissenschaft als Pflege des Wis-
sensstandes ist ein wesentlicher
Bestandteil der abendländischen
Kultur. In ihrem Sinne haben so-
wohl Bewahrung und Fortent-
wicklung des kulturellen Erbes als
auch Geisteswissenschaften und
Naturwissenschaften den glei-
chen Rang. Bewahrung und Fort-
entwicklung des Wissensstandes
obliegt der Forschung, seine Ver-
mittlung der forschungsorientier-
ten Lehre. Beide haben unabhän-
gig von Tagesanforderungen den
Wissensstand auf einem mög-
lichst hohen Niveau abrufbar zur
Verführung zu halten.

1. Das bewußte Bewahren und
Fortentwickeln des Wissensstan-
des ist im besonderen Maße ein
Element gerade der abendländi-
schen Kultur. Sie wird in wesens-
bedingender Weise mitbestimmt
vom Entwicklungsgedanken, der

bewußt Bisheriges bewahrt und
überdenkt sowie zukunftsgestal-
tend wirkt. Diesem Prozeß unter-
lag und soll weiterhin jede Art
von Wissenschaft unterliegen,
und zwar unabhängig von Tages-
anforderungen, wenngleich auch
diese den Wissensstand voranzu-
treiben vermögen. Das gesamte
verführbare Wissen auf allen Wis-
sensgebieten hat auf möglichst
hoher Ebene auf Dauer verführ-
bar und abrufbar zu sein. Die Wis-
senschaften haben sich auch an
ihrem fachlichen Eigenwert zu
orientieren, um heute die wissen-
schaftlichen Grundlagen zu erar-
beiten, auf denen in der Zukunft
neue Erkenntnisse gewonnen
werden können.

� Artikel 2
Träger der Wissenschaft ist der
nach Erkenntnis strebende freie
Mensch. Es gilt das Grundrecht:
"Die Wissenschaft und ihre Lehre
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ist frei". Diese Freiheit findet ihre
Schranken lediglich in den ethi-
schen Grundlagen der abendlän-
dischen Kultur und insbesondere
in der unantastbaren Würde des
Menschen.

1. Nicht das Forschungskollektiv,
sondern der selbstverantwortli-
che Wissenschafter ist Träger von
Forschung und Lehre. Im Sinne
der abendländischen Kultur bil-
det und formt Wissenschaft den
freien Menschen, der in einem
Wechselprozeß Wissenschaft
selbst gestaltet und bestimmt. Die
Forschungstätigkeit des Einzel-
nen liegt freilich eingebettet in
den sachlich einschlägigen Wis-
senschaftsbetrieben und erfolgt
in Kooperationsformen an ent-
sprechenden Wissenschaftsstät-
ten. Aus freiheitlicher Sicht ist je-
doch die Unabhängigkeit des In-
dividuums als Wissenschafter zu
garantieren und zwar durch das
traditionelle Grundrecht "Die Wis-
senschaft und ihre Lehre ist frei".

2. Dies bedeutet freilich nicht
schrankenlose wissenschaftliche

Betätigungsfreiheit: Gerade die
Möglichkeiten moderner Techno-
logien erfordern ethische Schran-
ken, wie die unantastbare Würde
des Menschen.

� Artikel 3
Als gesellschaftliches Element ist
Wissenschaftspflege eine Staats-
aufgabe. Der Staat hat für For-
schung und Lehre die ideellen
und materiellen Mittel in Konkur-
renz zu privaten Trägern bereit-
zustellen. Der staatliche Einfluß
auf Forschung und Lehre ist aber
analog zur freien Wirtschaft auf
die gesetzliche Gestaltung von
Rahmenbedingungen und die
Festlegung von Mindestanforde-
rungen an die Lehre zu beschrän-
ken. Im Sinne der Wissenschafts-
freiheit ist der Staat nicht berech-
tigt, Forschung und Lehre an ide-
ologischen Zielen auszurichten.
Die Pflege der Wissenschaft als
Kulturelement der Gesellschaft ist
nicht nur Staatsaufgabe. Der
Staat hat der Forschung und
Lehre die ideellen und materiel-
len Mittel zur Verführung zu stel-
len sowie private Träger im Wis-

senschaftsbereich zuzulassen
und zu fördern. Das Grundrecht
der Wissenschaftsfreiheit verbie-
tet Eingriffe des Staates in die Ge-
staltung von Forschung und
Lehre; er hat sich, wie im Bereich
der Wirtschaft, strikt auf die Ge-
staltung von Rahmenbedingun-
gen durch Gesetze und allenfalls
auf die Festlegung von Mindest-
anforderungen an die Lehre zu
beschränken. Der Staat hat die
Autonomie der Wissenschaft zu
respektieren und hat daher insbe-
sondere jeden ideologisch moti-
vierten Eingriff zu unterlassen.

� Artikel 4
Wissenschaft bedarf der Einheit
von Forschung und Lehre. Als
dieser Einheit verpflichtete Wis-
senschaftsstätten fungieren pri-
mär die Universitäten. Sie sind
autonome Körperschaften mit
Budgethoheit, dem Recht auf per-
sonelle Selbstergänzung sowie
dem Recht auf autonome Gestal-
tung des Wissenschaftsbetriebes.
Der Staat legt hierfür durch Ge-
setze die Rahmenbedingungen
fest. In Absprache vor allem mit

den Berufsvertretungen dienen
die Universitäten auch der geho-
ben Berufsausbildung. Der freie
Zugang zu den Universitäten
muß jedem Befähigten offen ste-
hen.

1. Der abendländischen Tradition
entspricht im Wissenschaftsbe-
reich die Einheit von Forschung
und Lehre: Die Ergebnisse der
Forschung sind durch die Lehre
umgehendst zu vermitteln, die
Lehre hat die neuesten For-
schungsergebnisse zu verbreiten,
wobei sich aus diesem Prozeß
auch Rückkoppelungen aus der
Lehre, und damit auch aus der
Praxis, auf die Forschung erge-
ben. Zudem ist die Grenze zwi-
schen Forschung und Lehre dort
fließend, wo angeleitete For-
schung der Ausbildung dient.

2. Forschungsorientierte Lehre
soll der hochqualifizierten Ausbil-
dung für die Forschung und für
bestimmte Berufe dienen wie
auch dem Wissenserwerb an sich.
In diesem Sinne haben die Univer-
sitäten dreierlei Lehraufgaben
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wahrzunehmen, wie dies vor Ein-
setzen der Massenuniversität viel-
fach der Fall war: Wissensvermitt-
lung in der Form des bloßen Stu-
diums ohne große Prüfungen mit
Abschlußbescheinigung; gezielte
Berufsausbildung in der Form des
Studiums mit spezifischen, theo-
retischen und zum Teil auch prak-
tischen Prüfungen (Magisterium);
Wissenschaftsausbildung in der
Form des Studiums mit theoreti-
schen Prüfungen sowie wissen-
schaftlicher Arbeiten (Doktorat).
Durch die Möglichkeit, schon
während des Studiums berufsspe-
zifische Prüfungen ablegen zu
können, soll eine wesentliche
Verringerung der Gesamtausbil-
dungszeiten für akademische Be-
rufe erreicht werden.

3. Gehobene praxisbezogene
Lehre obliegt den Fachhochschu-
len. Sie dienen der gezielten Be-
rufsausbildung in der Form eines
Studiums mit berufsspezifischen
Prüfungen, ohne selbst For-
schungsstätten zu sein.

4. Die Universitäten werden

durch weitere Forschungseinrich-
tungen ergänzt wie etwa die Aka-
demie der Wissenschaften. Um ei-
nen Wildwuchs an Forschungs-
einrichtungen zu vermeiden, hat
der Staat - möglichst ohne direkte
Eingriffe - in Einklang mit den Be-
troffenen für ein entsprechendes
Forschungskonzept zu sorgen.
Universitäten wie Forschungsein-
richtungen sind als autonome
Körperschaften einzurichten, de-
nen Budgethoheit zukommt so-
wie vor allem das Recht auf perso-
nelle Selbstergänzung.
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